
aus.
Politik
und

geschickte

ISSN 0479-611 X

B 35/83
3. September 1983

_

beilage
zur
wocnen
Zeitung
das Parlament
Eckardt Opitz
Die sicherheits- und wehr-
politische Diskussion in den
politischen Parteien 1949-1955

Gerhard Wettig
Die aktuelle
sicherheitspolitische Diskussion

Ernst-Otto Czempiel
Risikofreie Induktion
als Friedensstrategie
Anmerkungen zum Beitrag von
Daniel Frei in B 15-16/83



Eckardt Opitz, Dr. phil., geb. 1938; Professor für Neuere Geschichte an der Hochschule
der Bundeswehr Hamburg; Studium der Geschichte, Philosophie und Literaturwissen-
schaft in Hamburg und Bonn.
Veröffentlichungen u. a.: Österreich und Brandenburg im Schwed.-Poln. Krieg, 1969; Det-
lev v. Ahlefeldt als Amtmann von Flensburg, 1976; (mit K.-J. Müller) Militär und Militaris-
mus in der Weimarer Republik, 1978; S. Gorschkow und die sowjetische Flottenpolitik,
1978; Militärgeschichtliche Aspekte des Bauernkrieges, 1981.

Gerhard Wettig, Dr. phil, geb. 1934; Wissenschaftlicher Direktor und stellv. Leiter des
Forschungsbereichs Außenpolitik am Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und interna-
tionale Studien in Köln.
Veröffentlichungen u. a.: Entmilitarisierung und Wiederbewaffnung in Deutschland
1943—1955. Internationale Auseinandersetzungen um die Rolle der Deutschen in Europa,
München 1967; Politik im Rampenlicht. Aktionsweisen moderner Außenpolitik, Frankfurt
(Main) 1967; (zus. mit Ernst Deuerlein, Alexander Fischer und Eberhard Menzel) Potsdam
und die deutsche Frage, Köln 1970; Europäische Sicherheit, Düsseldorf 1972; Frieden und
Sicherheit in Europa. Probleme der KSZE und der MBFR, Stuttgart 1975; Die Sowjetunion,
die DDR und die Deutschland-Frage 1965—1976, Stuttgart 19772; Der Kampf um die freie
Nachricht (in der UNO und auf der KSZE), Zürich 1977; Die sowjetischen Sicherheitsvor-
stellungen und die Möglichkeiten eines Ost-West-Einvernehmens, Baden-Baden 1981;
Das Vier-Mächte-Abkommen in der Bewährungsprobe. Berlin im Spannungsfeld von Ost
und West, Berlin (West) 1981; Konflikt und Kooperation zwischen Ost und West. Entspan-
nung in Theorie und Praxis, Bonn 1981; Umstrittene Sicherheit Friedenswahrung und
Rüstungsbegrenzung in Europa, Berlin (West) 1982.

Ernst-Otto Czempiel, Dr. phil, geb. 1927; Professor für Auswärtige und Internationale
Politik an der Universität Frankfurt; Forschungsgruppenleiter an der Hessischen Stiftung
Friedens- und Konfliktforschung, Frankfurt.
Veröffentlichungen u. a.: Amerikanische Außenpolitik. Gesellschaftliche Anforderungen
und politische Entscheidungen, Stuttgart 1979; Internationale Politik. Ein Konfliktmodell,
Paderborn 1981; (zusammen mit Gert Krell, Harald Müller und Reinhard Rode) United
States Interests and Western Europe: Arms Control, Energy, and Trade, Frankfurt 1981;
Amerikanische Außenpolitik im Wandel. Von der Entspannungspolitik Nixons zur Kon-
frontation unter Reagan (Hrsg.), Stuttgart 1982.

Herausgegeben von der Bundeszentrale für politische Bildung,
Berliner Freiheit 7, 5300 Bonn 1.
Redaktion:
Holger Ehmke, Paul Lang, Dr. Gerd Renken.

Die Vertriebsabteilung der Wochenzeitung DAS PARLAMENT, Fleisch-
str. 62—65, 5500 Trier, Tel. 0651/46171, nimmt entgegen
— Nachforderungen der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte";
— Abonnementsbestellungen der Wochenzeitung DAS PARLAMENT ein-
schließlich Beilage zum Preis von DM 14,40 vierteljährlich einschließlich Mehr-
wertsteuer; bei dreiwöchiger Kündigungsfrist zum Quartalsende;
— Bestellungen von Sammelmappen für die Beilage zum Preis von DM 6,50
zuzüglich Verpackungskosten, Portokosten und Mehrwertsteuer.
Die Veröffentlichungen in der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte“ stellen
keine Meinungsäußerung des Herausgebers dar; sie dienen lediglich der Unter-
richtung und Urteilsbildung.



Eckardt Opitz

Die sicherheits- und wehrpolitische Diskussion
in den politischen Parteien 1949—1955

In der öffentlichen Diskussion über die Reali-
sierung des Nachrüstungsteils im sogenann-
ten NATO-Doppelbeschluß wird häufig eine
Parallele zu den Debatten über die Wieder-
aufrüstung in den frühen fünfziger Jahren be-
schworen ). Auch vor 30 Jahren sei die Mehr-
zahl der Bundesbürger gegen die „Wiederbe-
waffnung“ gewesen; ein wirksamer Wider-
stand habe sich aber zu spät formiert.
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Es erscheint angebracht, die sicherheitspoliti-
schen Auseinandersetzungen in den Anfangs-
jähren der Bundesrepublik zu rekapitulieren.
Dabei sollen nicht die Aktivitäten der Bun-
desregierung und ihre politischen Begrün-
dungen im Mittelpunkt stehen2); vielmehr
sollen einige Aspekte der in den Parteien von
1949 bis 1954/55 geführten Diskussionen und
deren sicherheitspolitische Qualität erörtert
werden. Es herrscht zwar in der zeitgeschicht-

Einleitung

liehen Forschung Einvernehmen darüber, daß
kaum ein anderes politisches Problem wäh-
rend der Anfangsjahre der Bundesrepublik
die Öffentlichkeit so sehr beschäftigt habe
wie die Wiederbewaffnungsfrage3). Doch bis
heute macht es Mühe, Antworten auf die
Frage zu finden, wie denn diese Debatte ge-
führt worden ist und wie die politischen Par-
teien und ihre Unterorganisationen, Arbeits-
gruppen etc. Einfluß auf die Entscheidungen
im Parlament und in der Regierung genom-
men haben. Nach wie vor fehlt eine umfas-
sende Untersuchung über die Rolle der öf-
fentlichen Meinung zur Wiederbewaffnungs-
frage4). Nicht einmal für alle Parteien liegen
entsprechende Forschungsergebnisse vor.
Der folgende Überblick soll die bisherigen Er-
gebnisse zeitgeschichtlicher Bemühungen re-
ferieren und dabei an einzelnen Stellen ei-
nige neue Beobachtungen einflechten.

I. Die Diskussion über Wiederbewaffnung und Westintegration
in der CDU/CSU

Die CDU selbst betont in ihren historisch ge-
prägten Selbstdarstellungen, daß ihre „frühen
sicherheitspolitischen Ziele (...) als verwirk-

licht angesehen werden können, daß die Kon-
zeption Adenauers .aufgegangen'" sei. Ganz
selbstverständlich „steht Adenauer für
CDU"5). Daß dieses Urteil gerade mit Blick auf
die Sicherheitspolitik den Realitäten ent-
sprach, hat Arnulf Baring eindrucksvoll ge-



schildert6). Konrad Adenauer besaß bereits
ein Jahr nach Übernahme der Kanzlerschaft
in seiner Partei (und darüber hinaus) eine na-
hezu unangegriffene Autorität in Fragen der
Außen- und Sicherheitspolitik, zu einer Zeit
also, da bei den Landtagswahlen in Schleswig-
Holstein, Hessen, Württemberg-Baden und
Bayern die CDU bzw. CSU erhebliche Verlu-
ste hinnehmen mußte, die in der Presse über-
wiegend als Beweis für die ablehnende Hal-
tung der Bevölkerung in der Wiederbewaff-
nungsfrage interpretiert wurden7). Dagegen
stehen allerdings Meinungsumfragen, die ein
deutliches Ansteigen der Befürworter einer
Europa-Armee mit deutscher Beteiligung
nach Ausbruch des Korea-Krieges im Juni
1950 (auf 40%) ergaben. Der Trend zur Ableh-
nung einer Aufrüstung überwog zwar, doch
zeigen die vorgebrachten Argumente, daß
hinter der Ablehnung kaum politisch-morali-
scher Rigorismus stand: Am häufigsten wurde
genannt, daß an eine Aufrüstung nicht zu
denken sei, solange der deutsche Soldat noch
als Kriegsverbrecher angesehen werde, kein
Friedensvertrag unterzeichnet und Deutsch-
land noch geteilt sei.

10) K. v. Schubert, a. a. O. (Anm. 2), S. 21.
11)j E. Kosthorst, Jakob Kaiser, Bd. 4: Bundesmin
ster für gesamtdeutsche Fragen 1949—1957, Stutt

Bis zum Ausbruch des Korea-Krieges waren
die von alliierter Seite und in verschiedenen
Interviews des Bundeskanzlers vorgetrage-
nen Argumente für eine Verstärkung des mi-
litärischen Schutzes für die Bundesrepublik
und in diesem Zusammenhang auch Hinweise
auf eine eventuelle Heranziehung deutscher
Kontingente mehr auf Desinteresse denn auf
empörte Ablehnung gestoßen. Die Gegensätz-
lichkeit in der Deutschlandpolitik der westli-
chen Siegermächte, die seit 1948 immer deut-
licher wurde, hatte nicht unwesentlich zur
„Ohne-uns-Haltung" der Bundesbürger beige-
tragen. Wie konnte Einsicht in die Notwen-
digkeit einer deutschen Beteiligung an den
Maßnahmen zur militärischen Stärkung
Westeuropas geweckt werden, wenn am sel-
ben Tag (16. 12. 1949) ein Gesetz der Alliierten
Hohen Kommission zur Verhütung des Mili-
tarismus in Deutschland, das jeglichen Waf-
fenbesitz verbot, verkündigt wurde, sich in
der ersten sicherheitspolitischen Debatte des
Bundestages alle Parteien gegen eine Wie-
deraufrüstung aussprachen und die „New
York Times“ Überlegungen amerikanischer
Stabsoffiziere veröffentlichte, in denen die
Aufstellung von 5 Divisionen zur Verteidi-
gung Westeuropas befürwortet wurde 8).

Die Bundesregierung hatte sich bemüht
schon 1949 ein Ende der Demontagen (im
Rahmen der deutschen Entmilitarisierung)
aus wirtschaftlichen Gründen herbeizuführen.
Adenauers Vorstoß beim Britischen Hoch-
kommissar, General Robertson, war aber ohne
Erfolg. Im Protokoll der Kabinettssitzung vom
2. November 1949 heißt es lapidar: „Robertson
hat erklärt: Demontage ist Frage des Sicher-
heitsbedürfnisses. Alle wirtschaftlichen Argu-
mente greifen daher nicht durch.“9) Die in
sich widersprüchliche Deutschlandpolitik —
Orientierung an den Beschlüssen von Pots-
dam einerseits und Durchsetzung neuer stra-
tegischer Konzeptionen der USA andererseits
— setzte sich bis Ende 1950 fort, so daß sich
die alte Politik der Entmilitarisierung und die
neue der Wiederbewaffnung überkreuzten10)
Der Bundeskanzler hatte in dieser schwieri-
gen Phase, in der eine eigene Außenpolitik
der Bundesrepublik gar nicht vorgesehen war
(Besatzungsstatut), kaum Rücksicht auf seine
Partei zu nehmen. Über seine Verhandlungen
mit den Hohen Kommissaren und über diese
mit den Westmächten informierte er kaum
sein Kabinett, geschweige denn die Fraktion
der CDU oder gar die Gremien der Partei. Da
die CDU als Bundespartei erst im Oktober
1950 gegründet wurde, konnte in der ersten
Phase von einem Einfluß der Partei auf Bun-
desangelegenheiten, besonders auf außen-
und sicherheitspolitische Fragen, nicht die
Rede sein. Hier waren Konrad Adenauer und
die CDU in der Tat identisch. Und doch gab es
auch in den einzelnen Landesverbänden ab-
weichende Positionen, die dann von CDU-
Spitzenpolitikern in der Bundestagsfraktion
oder auch im Kabinett repräsentiert wurden.
Hier gilt es vor allem drei Beispiele anzufüh-
ren.
Jakob Kaiser, der Bundesminister für gesamt-
deutsche Fragen, hat am klarsten und grund-
sätzlichsten die Zielkonflikte zwischen der
Adenauerschen Westintegrationspolitik und
der u. a. in der Regierungserklärung prokla-
mierten Priorität der Wiedervereinigung arti-
kuliert. Er blieb zwei Legislaturperioden lang
bei seiner skeptischen Haltung, beugte sich
aber nach Ausbruch des Korea-Krieges den
Entscheidungen Adenauers11). Kaisers Auf-
fassungen, die sich zeitweilig von denen der



SPD kaum unterscheiden ließen, wurden von
vielen CDU-Mitgiedern geteilt
Nach dem 26. Juni 1950 forcierte Konrad Ade-
nauer seine Bemühungen, eine Entscheidung
der Alliierten in der Frage der Wiederbewaff-
nung herbeizuführen. Die New Yorker Au-
ßenministerkonferenz im September sollte
zum entscheidenden Forum werden12). Des-
halb wurde Adenauer nicht müde, auf die mi-
litärische Gefährdung der Bundesrepublik
hinzuweisen. Auch in diesem Zusammenhang
ist eine abweichende Beurteilung in der
CDU-Fraktion festzustellen. Am 22. August
1950 legte Heinrich v. Brentano, der Frak-
tionsvorsitzende, seine Beurteilung der si-
cherheitspolitischen Lage in einem Brief an
den Bundeskanzler dar. Darin hob er folgende
Punkte besonders hervor, die auch mit Blick
auf die Haltung der Opposition von Interesse
sind:
— Solange die westlichen Alliierten mit ihren
Truppen in der Bundesrepublik präsent seien,
sei auch ein Angriff der Volkspolizei auf das
Territorium Westdeutschlands nicht zu be-
fürchten.
— Die Errichtung einer westdeutschen „Poli-
zeimacht'' als Gegenpol zur ostdeutschen
Volkspolizei würde in der Bevölkerung auf
schwersten Widerstand stoßen, „denn man
würde darin die Vorbereitung auf einen mög-
lichen Bürgerkrieg sehen“.
— Vor allem aber seien die Reaktionen der
westlichen Nachbarn, besonders Frankreichs,
zu fürchten. Der Widerstand gegen eine Be-
waffnung (West-)Deutschlands sei so groß,
daß negative Rückwirkungen auf die Westin-
tegration unausbleiblich seien. Ein Beitrag
zur Verteidigung Europas sei nur im „Rahmen
einer europäischen Armee und unter bewuß-
tem Verzicht auf jede nationale deutsche
Wehrmacht“ zu erwägen.
— Man müsse alles unterlassen, was die west-
lichen Alliierten von ihrer Verpflichtung, die
Sicherheit Deutschlands gegen jeden Angriff
zu schützen, entbinden könnte.
— Schließlich warnte Brentano davor, daß un-
vorsichtige Äußerungen der Regierung dazu
beitragen könnten, daß reaktionäre Kräfte
Morgenluft wittern und hoffen könnten, „wie-
der in den Sattel steigen zu können“13).

Brentano führte hier Argumente an, die sonst
vor allem von Politikern der SPD geäußert
wurden. Er machte aber deutlich, daß auch
innerhalb der CDU alternative Konzeptionen
diskutiert wurden. Brentano erwog sogar, sein
Amt niederzulegen, weil er in den zentralen
politischen Fragen keine klare, entschlossene
und einheitliche Linie zu erkennen vermoch-
te14). Daß sich in der Fraktion sogar eine Art
„Fronde" gegen den Regierungschef (unter der
Führung von F. J. Strauß) gebildet habe, wie
Adenauers Erster Sicherheitsbeauftragter,
Gerhard Graf v. Schwerin, behauptet hat, darf
allerdings bezweifelt werden ) .15

Am konsequentesten opponierte Innenmini-
ster Gustav Heinemann gegen die Wiederbe-
waffnungspolitik und den Regierungsstil Ade-
nauers. Er trat als Bundesminister zurück und
versuchte, durch verschiedene Aktionen in
der Öffentlichkeit bis hin zur Gründung einer
eigenen Partei (Gesamtdeutsche Volkspartei)
einen Kurswechsel in der westdeutschen Au-
ßen- und Sicherheitspolitik herbeizuführen ) .
Adenauer hatte Heinemann nicht zuletzt des-
halb in sein Kabinett berufen, weil ihm
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als
Präses der Evangelischen Kirche Deutsch-
lands (EKD) eine große Bedeutung für die In-
tegration der evangelischen Christen in die
CDU zukam. Die Opposition gegen die Wie-
derbewaffnungspolitik Adenauers aus den
Reihen der evangelischen Kirche, am rigoro-
sesten von Kirchenpräsident Martin Niemöl-
ler vorgebracht und theologisch mitgetragen
von dem in der Schweiz lehrenden Karl
Barth17), gewann durch die Kabinettskrise
noch an Aufmerksamkeit im In- und Ausland.
Adenauer mußte befürchten, daß sich die Op-
position aus den Reihen des Protestantismus
auch auf den Gründungsparteitag der Bun-
des-CDU (20./22. Oktober 1950) in Goslar ne-
gativ auswirken würde. Aber letztlich kamen
sowohl Heinemann als auch vor allem Nie-
möller dem Bundeskanzler zu Hilfe: Heine-
mann, indem er dem Parteitag fernblieb, an-
statt seine Haltung dort offensiv vorzutragen
und möglicherweise Bundesgenossen zu ge-
winnen, und Niemöller, indem er seine Attak-
ken gegen Adenauer maßlos übersteigerte



und u. a. ankündigte, daß sich „evangelische
Christen jeder Remilitarisierung praktisch wi-
dersetzen" würden ) .18

Adenauer wurde es jetzt leichtgemacht, selbst
zur Offensive überzugehen, wobei er sich in
seiner Rede in Goslar darauf konzentrierte,
als einzige Alternative zur Westintegration
den Untergang der Freiheit in der Bundesre-
publik zu beschwören. Der Sache der Freiheit
und dem deutschen Volk seien durch Niemöl-
lers Attacken großer Schaden erwachsen.
Von eigenmächtigen Schritten der Regierung
zur Remilitarisierung könne nicht die Rede
sein. Vielmehr werde der Bundestag über alle
Schritte zu befinden haben. Adenauers Rede
wurde mit Begeisterung aufgenommen ) .
Von einer Kritik aus dem protestantischen
Lager an der Außenpolitik des Bundeskanz-
lers konnte nicht mehr die Rede sein. Im Ge-
genteil: „Die augenfälligste und bedeutsamste
Ernte der Goslarer Tage ist, daß die
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- evangeli-
schen Delegierten aus ihrer von Heinemann
und Niemöller in absentia erzwungenen Kon-
klave mit einem klaren Bekenntnis zur Politik
des Kanzlers und zur Idee der Union zurück-
kehrten.“20)
Mit der Entschließung des evangelischen Ar-
beitskreises der CDU für die Politik Adenau-
ers, für die sich besonders Hermann Ehlers
eingesetzt hatte, war eine wichtige poten-
tielle Oppositionsquelle zum Versiegen ge-
bracht worden. Der Parteitag hatte der Über-
nahme von Verteidigungslasten ausdrücklich
zugestimmt.
Obgleich seit dem Goslarer Parteitag eine
Bundes-CDU bestand, blieb die Bundestags-
fraktion die gewichtigste Institution in der
Parteihierarchie, nicht zuletzt, weil der größte
Teil der Parteiführungsorgane der Fraktion
angehörte21). Am weitgehend förderalisti-
sehen Charakter der CDU änderte sich auch
in den kommenden Jahren wenig. Die Bun-
desspitze blieb verhältnismäßig schwach und
war kaum geeignet, die Entscheidungen der
Regierung und der Fraktion einer Kritik oder
Kontrolle zu unterwerfen.

Fast gleichzeitig mit dem Parteitag in Goslar
begann die Diskussion um eine Europäische
Verteidigungsgemeinschaft konkretere For-
men anzunehmen. Die Ernennung Theodor
Blanks zum „Beauftragten des Bundeskanzlers
für die mit der Vermehrung der alliierten
Truppen zusammenhängenden Fragen“ und
die Schaffung des sogenannten Amtes Blank
(dem Bundeskanzler unterstellt) signalisierten
den Beginn einer neuen Phase in der Wieder-
bewaffnungsdebatte. Der Bundeskanzler ver-
fügte jetzt über einen Apparat, durch den die
EVG-Verhandlungen gesteuert werden konn-
ten, der sich aber auch für begrenzte propa-
gandistische Aktivitäten eignete. Damit be-
gann auch die von Heinrich v. Brentano so
sehr beklagte „Geheimpolitik der Bürokra-
tie"22). Eine Kontrolle der von Adenauer und
seinen Beauftragten geführten Verhandlun-
gen auf dem Petersberg und in Paris war nicht
einmal dem Fraktionsvorsitzenden möglich,
geschweige denn den Organen der Partei.
Zwar wurde während der Jahre 1951 bis 1954
auch aus Unionskreisen immer wieder die
Sorge geäußert, daß die EVG-Politik negative
Auswirkungen auf die Wiedervereinigung ha-
ben könnte, doch hat sich darum nie ein ei-
gentlicher Widerstand gegen den Kanzler-
Kurs ergeben. Zu Konflikten kam es nur in
prozeduraler Hinsicht23).

Bis 1952 legte Adenauer keinen Wert auf die
Unterstützung der Öffentlichkeit für seine
Politik. Deshalb brauchte er auch nicht den
Rückhalt durch die Partei. Sein Amt als Par-
teivorsitzender konnte er stets als Anhängsel
begreifen. Dies änderte sich erst, als es darum
ging, der erfolgreichen Mobilisation der öf-
fentlichen Meinung gegen die Wiederbewaff-
nungspolitik, die von der SPD, den Gewerk-
schaften und zahlreichen Organisationen be-
trieben wurde, zu begegnen. Hier nun zeigte
sich, daß die Bundes-CDU nicht über geeig-
nete Instrumente verfügte, um in der Bevöl-
kerung für die Westintegration und die EVG-
Politik der Regierung zu werben. Jetzt mußte
der Kanzler persönlich an die Landesver-
bände appellieren, stärker als zuvor auf der
untersten Ebene die Ziele der Bundesregie-
rung zu erläutern und darauf hinzuweisen,
daß es keine vernünftige Alternative zum ein-
geschlagenen Kurs gebe, daß die Politik der
SPD auf gefährlichen Illusionen beruhe
Auch diesmal gelang es dem Bundeskanzler,
die Partei in seinem Sinne zu beeinflussen.



Die Rolle der Jungen Union (JU) ist bisher
nicht Gegenstand einer wissenschaftlichen
Untersuchung gewesen. Aus ihren Selbstdar-
stellungen wird aber erkennbar, daß die Frage
der Wiederbewaffnung sehr kontrovers be-
handelt worden sein muß. Wie bei den Ju-
gendorganisationen der anderen Parteien
auch war die Mehrzahl der führenden JU-
Mitglieder Kriegsteilnehmer und tendierte
deshalb dazu, die Wiederbewaffnung abzuleh-
nen. Dies wurde beim Deutschlandtag der JU
in Bonn (September 1951) überdeutlich. „Nur
durch den engagierten Einsatz von Konrad
Adenauer und Kurt-Georg Kiesinger" konnte
ein ablehnendes Votum der JU verhindert
werden ).25

Der Appell Adenauers an die JU, die Regie-
rungspolitik zu unterstützen, war offenbar er-
folgreich. Auf dem Hamburger Parteitag
(18./23. April 1953) konnte der Bundesvorsit-
zende, Ernst Majonica, mit Stolz darauf hin-
weisen, daß sich die Junge Union maßgeblich
dafür eingesetzt habe, „im deutschen Volk das
Bewußtsein der geschichtlichen Notwendig-
keit der Verteidigung zu wecken“. Daraus
könne die JU aber auch das Recht ableiten,
Einfluß zu nehmen auf die Gestaltung der
künftigen Streitkräfte; es gelte, sich von den
„ewig Gestrigen" und deren Auffassung vom
deutschen Soldatentum zu distanzieren ).26

Der Hamburger Parteitag, der ja mit Blick auf
die Bundestagswahl am 6. September 1953
stattfand, brachte den bisher breitesten Kon-
sens in der sicherheitspolitischen Diskussion.
Indem Hermann Ehlers, Bundestagspräsident

und Vorsitzender des Evangelischen Arbeits-
kreises, den frühen Zeitpunkt einer Wieder-
bewaffnung zwar bedauerte, aber zugleich die
Notwendigkeit einer auch militärischen
Westintegration zur gemeinsamen europäi-
schen Friedenssicherung betonte, setzte er ei-
nen endgültigen Schlußstrich unter die la-
tente Widerstandshaltung gegenüber der
EVG-Politik des Bundeskanzlers. Die Partei
beschloß mit dem „Hamburger Programm"
auch die Aufnahme des Bereiches Sicher-
heitspolitik in ihre programmatischen Aussa-
gen, indem sie sich ausdrücklich zur EVG und
damit zur Wiederbewaffnung bekannte.

Im Erfolg der CDU/CSU bei der Bundestags-
wahl 1953 muß auch ein erhebliches Maß an
Zustimmung zur Außen- und Sicherheitspoli-
tik Adenauers gesehen werden, so daß der
Vorwurf vieler Wiederbewaffnungsgegner,
die Regierung habe den westdeutschen Si-
cherheitsbeitrag gegen die öffentliche Mei-
nung durchgesetzt, kaum haltbar sein dürfte.

Das Scheitern der EVG in der französischen
Nationalversammlung (30. August 1954) war
für weite Kreise der CDU, die in der Europäi-
schen Verteidigungsgemeinschaft den ent-
scheidenden Schritt zur europäischen Eini-
gung gesehen hatten und die in .nationalen
deutschen Streitkräften ein größeres Hinder-
nis für die Wiedervereinigung sahen, eine
herbe Enttäuschung. Aber die NATO-Mit-
gliedschaft und die Erlangung der Souveräni-
tät wurden als Entschädigung durchweg ak-
zeptiert.

II. Die Betonung der „Wehrpolitik" bei den Freien Demokraten

Die Freie Demokratische Partei (FDP) unter-
schied sich in ihrer Haltung zur Wiederbe-
waffnung von Anfang an von den meisten an-
deren Parteien. Aus der liberalen Tradition
heraus betonten Vertreter der FDP bereits im
Parlamentarischen Rat, daß Demokratie und
Wehrhaftigkeit nicht zu trennen seien, oder
— wie Theodor Heuss es ausdrückte — „die*

allgemeine Wehrpflicht das legitime Kind der
Demokratie“ sei. Deshalb müsse dringend da-
von abgeraten werden, das Recht auf Kriegs-
dienstverweigerung als Grundrecht zu begrei-
fen. Daß Theodor Heuss sich mit seiner Auf-
fassung nicht durchsetzen konnte, hat er als
„erschütternde parlamentarische Niederlage"
empfunden 27). Mit dieser Grundüberzeugung
vertrug es sich nicht, der politischen und so-
zialen Diffamierung der ehemaligen Soldaten
tatenlos zuzusehen. Dabei ging die FDP einen
doppelten Weg: Innenpolitisch trat sie für die



soziale Sicherung und Rehabilitierung ehe-
maliger Soldaten ein, außenpolitisch ver-
suchte sie, die Bedingungen des Besatzungs-
statuts zu lockern und die Kluft zwischen Sie-
gern und Besiegten zu überwinden. Ein deut-
scher Militarismus existiere nicht mehr. Ehe-
malige Soldaten müßten ohne Einschränkung
zum Aufbau des neuen Staates herangezogen
werden. Mit derartigen Forderungen, seit
1948 erhoben, zog die FDP zahlreiche „Betrof-
fene“ an. In ihren Reihen war also „militäri-
scher Sachverstand" in besonderem Maße
vorhanden.
Neben einer angemessenen Versorgung ehe-
maliger Soldaten sowie deren Angehörigen
waren die Kriegsgefangenenfrage und das
Problem der Kriegsverbrecher Schwerpunkte
der politischen Arbeit. Hierbei ergaben sich
naturgemäß enge Verbindungen zu den Sol-
datenverbänden, die von den anderen Par-
teien zunächst eher gemieden und erst zu
Bündnispartnern, vor allem der CDU/CSU,
wurden, als die Vorbereitung für die Aufstel-
lung deutscher Kontingente im EVG-Rahmen
begann. Die Propagierung der Wehrhaftigkeit
erfolgte seitens der Wehrexperten der Partei
oft in Formen und in einer Sprache, die sich
von der extremen Rechten kaum unterschied.
Am bekanntesten wurden die Auftritte des
Generals a. D. Hasso von Manteuffel, der 1952
den Vorsitz des Sicherheitsausschusses der
Bundespartei übernahm und nach 1953 als
Bundestagsabgeordneter wichtiger wehrpoli-
tischer Sprecher war. Der national-liberale
Kurs der FDP in der Wehrfrage wurde vor
allem getragen durch führende Politiker des
Landesverbandes Nordrhein-Westfalen: wie
Franz Blücher, der dem Bundeskabinett als
Vizekanzler angehörte, und die ehemaligen
Generale K. Brennecke, H. Lanz, H. v. Man-
teuffel, sowie Erich Mende, der als „Vertreter
der jüngeren Generation“, gefördert von den
Jungdemokraten, bereits 1949 als eines der
jüngsten Mitglieder und zugleich als erster
ehemaliger aktiver Offizier ein Bundestags-
mandat erlangte28).

2)9 Ebd., S. 39 u. 156.
30) Franz Blücher am 13.2. 1951, zit. nach D. Wag-
ner, a. a. O. (Anm. 27), S. 157.

Die FDP verfügte bereits 1952 über ein gut
gegliedertes Netz von Organisationen für die
wehrpolitische Debatte. An der Spitze stand
der „Ausschuß für Sicherheitsfragen", der sich
mit Problemen der äußeren und inneren Si-
cherheit zu befassen hatte: EVG-Vertrag,
Wehrpolitik, Wehrpflicht, Wehrersatz, Inne-
res Gefüge des künftigen deutschen Kontin-
gents, Wehrstrafrecht, Wehrwirtschaft sowie

Bundesgrenzschutz, Bereitschaftspolizei und
Technisches Hilfswerk.
Bei aller grundsätzlichen Befürwortung der
Adenauerschen Sicherheitspolitik machte die
FDP ihre endgültige Zustimmung von der
Voraussetzung abhängig, daß die politische
und militärische Gleichstellung der Bundes-
republik mit den anderen Mitgliedern der
EVG gesichert sei und daß die Restriktionen
des Besatzungsstatuts abgebaut würden. Nur
so sei es möglich, einen Zusammenschluß der
europäischen Völker herbeizuführen und ei-
nen „Wall gegen die Flut des anstürmenden
Bolschewismus" zu bilden 29).
Nachdem die Verhandlungen über die EVG
begonnen hatten, drängten besonders Politi-
ker der FDP auf eine rasche Verwirklichung.
In den sich hinschleppenden Pariser Ver-
handlungen sahen sie eine Gefahr, weil sich
darin Schwäche offenbare. Den Krieg könne
man nur vermeiden, wenn man „einen unge-
heuren Beweis der Geschlossenheit des Wil-
lens und Einigkeit seiner Stärke" zeige 30).
Die Frage nach dem „Ob" im Zusammenhang
mit der Wiederbewaffnung stellte sich für die
Liberalen nur ausnahmsweise; von Anfang an
beschäftigten sie sich mit dem „Wie". Zu den
wenigen Ausnahmen gehörten Reinhold
Maier, der Ministerpräsident von Württem-
berg-Baden (mit einer Koalitionsregierung
aus FDP, SPD und BHE), und der Abgeordnete
Karl Georg Pfleiderer. Maier bezweifelte, daß
die deutsche Beteiligung an der EVG zu einer
Gleichberechtigung und zur Souveränität füh-
ren würde; die Adenauersche Politik der
Stärke stelle vielmehr eine Provokation der
Sowjetunion gegenüber dar. Maier lehnte die
Wiederaufrüstung und die Pariser Verträge
ab. Als er den Versuch unternahm, das Ver-
tragswerk im Bundesrat scheitern zu lassen,
wurde er von seiner Partei unter Druck ge-
setzt (ihm drohte sogar der Parteiausschluß)
bis er am Ende nachgab.
Als noch größerer Außenseiter erwies sich
Karl Georg Pfleiderer, der die Stalin-Note
vom 10. März 1952 aufgriff und einen eigenen
Plan zur Überwindung der deutschen Teilung,
bei Verzicht auf eine Westintegration, ent-
wickelte. Pfleiderer distanzierte sich zwar von
den Neutralisten, sah aber wie diese ein
Deutsches Reich als Brücke zwischen West
und Ost. Seine Vorschläge stießen auf Ableh-
nung; nicht nur seine eigene Partei, sondern



auch CDU und SPD lehnten sie ab. Auch mit
dem Konzept eines blockfreien „Kleineuropa"
blieb Pfleiderer allein.

Die FDP verfolgte von allen Parteien den
konsequentesten wehrpolitischen Kurs. Die-
ser wurde auch getragen von den Jungde-
mokraten und dem Liberalen Studentenbund
(LSD). Der LSD beschäftigte sich bereits 1952
mit Fragen der künftigen Wehrverfassung
und veröffentlichte seine Forderungen 31). Die
Vorstellungen und Postulate der liberalen
Studenten deckten sich zumeist mit dem, was
von der Dienststelle Blank bereits als refor-
miertes „Inneres Gefüge" zur Diskussion ge-
stellt worden war, gepaart mit altliberalen
Vorstellungen vom „Bürgersoldaten". Die poli-
tische Bedeutung der LSD-Forderungen ist
deshalb nicht so sehr in ihrem Inhalt selbst zu
sehen als vielmehr in der Tatsache, daß hier
das „Wie“ der künftigen Streitkräfte das „Ob“

3)8 Auf diese soll hier nicht näher eingegangen
werden. Ihre Haltung zur Wiederbewaffnung und
zur Westintegration ist gründlich abgehandelt in
den Beiträgen von H.-H. Knütter, „Nein — aber ..."
zur Wiederbewaffnung, und P. Graf Kielmannsegg,
Vom Nationalneutralismus zum Konzept des
„blockfreien“ Europas, in: C.-H. Schweitzer (Hrsg.),

eines deutschen Wehrbeitrags determinier-
te ).32

Dietrich Wagner kommt in seiner Untersu-
chung über die wehrpolitische Orientierung
der FDP von 1949 bis 1955 zu folgendem sehr
kritischen Ergebnis (dem hier nur zugestimmt
werden kann): Trotz der zahlreichen eigen-
ständigen Forderungen und Aktivitäten habe
die FDP „nur geringen Einfluß auf die Ent-
scheidungen der westdeutschen Sicherheits-
politik" gehabt. Da sie vom Bundeskanzler zu-
meist vor vollendete Tatsachen gestellt wor-
den sei, habe sie nur die Möglichkeit gehabt,
Ansprüche anzumelden, im übrigen aber der
vorgegebenen Grundsatzpolitik zuzustimmen.
Dies habe dazu geführt, daß sich die FDP auf
eher taktische Maßnahmen in der Wehrpoli-
tik konzentriert habe, „die aber sachlich ohne
große Auswirkungen blieben und ein eigen-
ständiges gesamtpolitisches Konzept vermis-
sen ließen" ).33

1. Die Deutsche Partei (DP)

Die Deutsche Partei, für zwei Legislaturperi-
oden Koalitionspartner in der Regierung Ade-
nauer, hatte noch weniger Einfluß auf den
sicherheitspolitischen Kurs des Bundeskanz-
lers als die FDP. Sie verstand sich als natio-
nal-konservativ und wollte ein Sammelbek-
ken für die Demokraten auf dem äußersten
rechten Flügel sein. Daraus ergab sich das
uneingeschränkte Eintreten für die diskrimi-
nierten ehemaligen Soldaten (auch die der
Waffen-SS), die durch die Entnazifizierungs-
verfahren Betroffenen und die Kriegsverbre-
cher. In der Außen- und Sicherheitspolitik
(nicht in der „Wehrpolitik"!) stand sie vorbe-
haltlos hinter der Politik des Bundeskanzlers;
auf eigene Initiativen verzichtete sie völlig ).
Sie trat konsequent für die Westorientierung
und für die deutsche Mitgliedschaft in der
EVG ein, sofern Gleichberechtigung und ein

34

III. Die kleineren Parteien

volles Mitspracherecht der Bundesrepublik
gewährleistet seien ) .35

Im Wahlkampf 1953 vertrat die DP den Stand-
punkt, „daß kein deutscher Soldat eine neue
Uniform anziehen darf, bevor nicht der letzte
Kriegsverurteilte, auf dessen Verurteilung
auch nur ein Schein des Unrechts fällt, sich in
Freiheit befindet". Der Fahne Schwarz-Weiß-
Rot, „die vielen Deutschen teuer ist", müsse
wieder Achtung entgegengebracht wer-
den 36).
Bei der DP wurde der Feldzug gegen die „pau-
schale Diffamierung" ehemaliger Soldaten
und Nationalsozialisten zu einem Feldzug für
die „pauschale Rehabilitierung" ), der in sei-
ner nationalistischen Überspanntheit nur von
den Parolen der radikalen Rechtsparteien
Überboten wurde. Die Rechtsradikalen —
DRP und SRP 38) — konnten bei Wahlen

37



regional überraschende Erfolge erringen (Bre-
men und Niedersachsen). Ihrem Programm,
als „nationale Opposition" aufzutreten und die
Reichseinheit und die Unabhängigkeit
Deutschlands von den Besatzungsmächten zu
fordern und damit die Westintegrationspoli-
tik der Bundesregierung radikal abzuleh-
nen ) , kommt insofern eine gewisse Bedeu-
tung zu, als sich aus ihm ein negativer Effekt
für andere — originär demokratische — Par-
teien ergibt: Ein Bekenntnis zum Neutralis-
mus brachte ungewünschte Bundesgenossen,
deren Negativ

39

-Image sich nachteilig auf die
eigenen Aktivitäten auswirkte. Die gleiche
Beobachtung kann im Zusammenhang mit
der KPD gemacht werden.

2. Der „Block der Heimatvertriebenen und
Entrechteten“ (BHE)

Der BHE, der sich nach großen Erfolgen bei
Landtagswahlen 1952 auf Bundesebene orga-
nisierte und bei den Bundestagswahlen 1953
5,9 % der Stimmen gewann, hatte sich, als er
Koalitionspartner im zweiten Kabinett Ade-
nauer wurde, bereits überlebt. Ihm gelang es
nicht, aus der Rolle der reinen Interessenpar-
tei herauszukommen, so daß ein nennenswer-
ter Einfluß auf die Regierungspolitik ausblei-
ben mußte ). Auch der BHE machte seine
Zustimmung zur Wiederbewaffnung von ver-
schiedenen Voraussetzungen abhängig; so
wurde verlangt, daß die „soziale Befriedigung"
(worunter vor allem die volle wirtschaftliche
und soziale Eingliederung der Vertriebenen
zu verstehen war) Vorrang vor den Kosten für
die Bewaffnung haben und daß die Anerken-
nung des „Rechts auf Heimat" auch im Rah-
men der Verträge mit den Westmächten ei-
nen Niederschlag finden müsse. Der Sinn ei-
nes Verteidigungsbeitrags der Bundesrepu-
blik könne nur dann begreifbar gemacht wer-
den, wenn die Zusage gegeben sei, daß der
„deutsche Anspruch auf die angestammte
Heimat der Vertriebenen“ bei der „künftigen
Neuordnung der europäischen Verhältnisse"
berücksichtigt werde 41). Auch in den Reihen
des BHE gab es
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Kräfte, die sich mit ihren radi-

kalen Forderungen, wie jener, daß die deut-
schen Truppen „für die deutsche Politik ein-
satzfähig" sein müßten, in enger Nachbar-
schaft zur extremen Rechten befanden. An-
dere sympathisierten mit neutralistischen
Tendenzen * ).

3. Die Gesamtdeutsche Volkspartei (GDP)

Die eigentliche politische Heimat der Neutra-
listen sollte die GDP sein, die im November
1952 gegründet wurde, nachdem die Bemü-
hungen Gustav Heinemanns, Helene Wessels
u. a., aus einer überparteilichen Sammlungs-
bewegung, der „Notgemeinschaft für den Frie-
den Europas", heraus eine wirkungsvolle Op-
position gegen den Wiederbewaffnungskurs
der Regierung > zu organisieren, gescheitert
waren. Das außenpolitische Programm der
Partei, das als Abschluß der Entwicklung neu-
tralistischer Theorien gelten kann ), zielte
auf ein unabhängiges, wiedervereinigtes und
neutrales Deutschland ohne Waffen, das zu
schaffen auch im Interesse der beiden Welt-
mächte läge. Die politische Landschaft des
Jahres 1953 war allerdings für eine Politik des
Neutralismus und des Pazifismus äußerst un-
günstig. Die Initiatoren der Partei hatten mit
allen Kräften vermeiden wollen, daß die GDP
zu einer wirkungslosen Splitterpartei würde.
Das Ergebnis der Bundestagswahl wies ihr
aber genau diesen Platz zu; sie erhielt nur
1,2 % der Stimmen. Die Ursachen für das
Scheitern der GDP sind vielschichtig. Ein
Grund liegt sicherlich darin, daß sich für den
Bürger der Bundesrepublik viele Argumente
der GDP nur schwer von solchen der KPD
und deren Tarnorganisationen unterscheiden
ließen.
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4. Die Kommunistische Partei Deutschlands
(KPD)

Den rigorosesten Kurs gegen die Adenauer-
sehe Sicherheitspolitik steuerte naturgemäß
die KPD. Ihre ideologische Position war ein-
deutig: In einem kapitalistischen Staat konnte
nur eine Klassenkampfarmee gegen den So-
zialismus aufgebaut werden. Daß die Propa-
gierung dieses Standpunktes kaum auf Reso-
nanz bei der Bevölkerung stieß, machten die
Wahlergebnisse deutlich. Deshalb versuchte



die KPD, Einfluß auf die verschiedenen außer-
parlamentarischen Vereinigungen (zeitweilig
mehr als 150), in denen der Protest gegen die
Remilitarisierung organisiert war, zu gewin-
nen. Aufrufe zur Aktionseinheit von Kommu-
nisten, Sozialdemokraten und Gewerkschaft-
lern, besonders im Zusammenhang mit dem
Verlangen nach einer Volksbefragung zur
Wiederbewaffnung, waren ebenfalls Aus-

druck dieser Taktik ). Der Erfolg der unter-
schiedli
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chen Aktionen, die zeitweilig ein ho-
hes Maß an Publizität erreichten, ist schwer
meßbar. Sicher ist, daß die KPD ihr Hauptziel,
einen breiten „Volkswiderstand" zu mobilisie-
ren, nicht erreichte, nicht zuletzt, weil sich die
SPD und die Gewerkschaften bewußt waren,
wie begrenzt die Interessenidentität mit den
Kommunisten war.

IV. Die sozialdemokratische Sicherheits- und Wehrpolitik aus der
Sicht des Sozialistischen Deutschen Studentenbundes (SDS)

Die Sicherheits- und Wehrpolitik der SPD
von 1949 bis 1955 ist gekennzeichnet durch
die Ausbildung und begrenzte Modifizierung
bestimmter Grundpositionen und durch die
sich aus der Rolle der Opposition im Bundes-
tag ergebende Notwendigkeit zu taktieren.
Die von Kurt Schumacher schon vor der
Gründung der Bundesrepublik mit Vehemenz
vorgetragenen Grundpositionen waren vor al-
lem:
a) Das deutsche Reich muß als staatliches und
soziales Ganzes erhalten bleiben (später: wie-
derhergestellt werden); den Deutschen ob-
liegt es, ihre politischen Aktivitäten daran zu
orientieren.
b) Sozialdemokratische Politik ist antibolsche-
wistisch. Gerade im Antibolschewismus Schu-
machers liegt begründet, daß er einen west-
deutschen Wehrbeitrag nicht grundsätzlich
ausschloß und deshalb den in seiner Partei
weit verbreiteten pazifistischen Strömungen
entgegentrat ).45

47) Zu diesem Ergebnis kommt K. Schönauer, Die
ungeliebten Kinder der Mutter SPD. Die Ge-
schichte der Jusos von der braven Parteijugend zur
innerparteilichen Opposition, Bonn 1982, S. 12 f.
48) Als wichtigste Quellen für die folgenden Aus-
führungen standen die Aktensammlung des lang-
jährigen Mitglieds im Bundesvorstand des SDS, Dr.
Claus Arndt, Hamburg (zit.: Archiv Arndt), und ein
Teil des Nachlasses von Dr. Friedrich Beermann,
Bundesarchiv/Militärarchiv, Freiburg, zur Verfü-
gung.

Obgleich die Sicherheitspolitik der SPD sich
dadurch auszeichnet, daß sie sehr verzweigt
ist und durch tatsächliche oder scheinbare
Widersprüche charakterisiert wird, ist sie
gründlicher erforscht worden als die aller an-
deren Parteien46). Dabei stehen naturgemäß
die Konzeptionen, Argumente und Methoden
der Parteiführung und der Bundestagsfrak-
tion im Mittelpunkt. Wie an der „Basis" auf
die Politik der Führungsorgane reagiert und/

4) Vgl. E. Nolte, a. a. O. (Anm. 2), S. 309 ff; H.-A Ja-
cobsen, a. a. O. (Anm. 4), S. 91 ff.
„) Hierzu am detailliertesten U. Buczylowski, Kurt
ihumacher und die deutsche Frage, Stuttgart

4) Vor allem U. F. Löwke, Für den Fall, daß... SPD
und Wehrfrage 1949—1955, Hannover 1969, überar-
beitete Neuauflage u.d. Titel: Die SPD und die
Wehrfrage 1949 bis 1955, Bonn 1976.

oder wie ggf. versucht wurde, auf die „Gene-
rallinie" der Partei einzuwirken, ist bisher
kaum untersucht worden. Im folgenden soll
deshalb — dabei bewußt von der für die ande-
ren Parteien gewählten Darstellungweise ab-
weichend — die sozialdemokratische Sicher-
heitspolitik aus der Perspektive einer Jugend-
organisation betrachtet werden. Da die Jung-
sozialisten während der fünfziger Jahre nur
eine Hilfstruppe der Partei darstellten, die
keinerlei eigenes politisches Gewicht bean-
spruchen konnte47), erscheint der Sozialisti-
sche Deutsche Studentenbund (SDS) als der
bei weitem geeignetere Verband. Ungeachtet
seiner organisatorischen Selbständigkeit soll
der SDS im folgenden als Studentenverband
(wenn nicht unter, so doch bis 1955 in der
Nähe) der SPD begriffen werden48).

Die ersten öffentlichen Diskussionen über
eine Wiederbewaffnung empfanden vor allem
jene Studenten als Provokation, die noch als
Soldaten am Krieg teilgenommen, oft genug
erst nach längerer Gefangenschaft zurückge-
kehrt und davon überzeugt waren, daß
Deutschlands Zukunft nur in einer Abkehr
von allem Militärischen liegen könne. Andere
reagierten in dieser Frage nicht so sehr als
Studenten, sondern als potentiell Betroffene,
die fürchteten, von der Wehrpflicht eingeholt
zu werden.



Im SDS hatten sich besonders jene Studenten
zusammengefunden, bei denen sich der Anti-
faschismus, der allen gemeinsam war, mit
Antimilitarismus paarte. Diese Gruppe stellte
sich neben jene der Pazifisten, und beide zu-
sammen bildeten in einigen Orten zeitweilig
die Mehrheit Ihnen wurde es besonders
schwer, den von Kurt Schumacher einge-
schlagenen Kurs, der durchaus kein pazifisti-
scher war, loyal zu unterstützen. Wo die SPD-
Führung taktierte, waren diese Teile des SDS
grundsätzlich.
Zu einer ersten konkreten politischen Stel-
lungnahme sah sich der SDS auf einer Dele-
giertenkonferenz im September 1950, also
kurz nach Ausbruch des Korea-Krieges, ver-
anlaßt. Die Delegierten empfanden zwar —
wie in der Bundesrepublik ganz allgemein —
die Bedrohung durch den Osten. Dennoch
lehnten sie in einem Beschluß die Remilitari-
sierung" Westdeutschlands ab, stellten aber
zugleich fest, „daß eine Verteidigung nur
durch die vereinten Kräfte der Weltdemokra-
tien" möglich sei; dabei könne Deutschland
als gleichberechtigter Partner „bestimmte
Aufgaben" übernehmen49). Dieser Beschluß
deckte sich nahezu wörtlich mit der von Kurt
Schumacher entwickelten Konzeption, die in
einem Geflecht nationalpolitischer, militä-
rischer und sozialer Elemente bestand und
auf der Forderung nach politischer und stra-
tegischer Gleichberechtigung der Deutschen
basierte50). Da die Westmächte Deutschland
nur unter Vorbehalten und keineswegs als
gleichberechtigten Partner bei den Bemühun-
gen um einen europäischen Zusammenschluß
betrachteten, hatte die SPD hier einen Oppo-
sitionskurs eingeschlagen, der — vor allem in
Schumachers Äußerungen — nicht frei war
von nationalistischen Tönen. Hier nun wich
der SDS von der Parteilinie ab. Den studenti-
schen Sozialisten eröffnete sich gerade in der
Europa-Bewegung eine Chance, aus der Iso-
lierung und Bevormundung durch die Besat-
zungsmächte herauszukommen. Die Europa-
Begeisterung des SDS erreichte 1951 ihren
Höhepunkt. In diesem Jahr bestand auch für
die meisten Mitglieder kaum noch ein Zwei-
fel daran, daß Westdeutschland in absehbarer
Zeit einen Wehrbeitrag leisten werde. Die
Beiträge in dem von der Berliner Gruppe her-
ausgegebenen Bundesorgan des SDS, „Unser

5) U. F. Löwke, a. a. O. (Anm. 46), S. 43 ff.

Standpunkt", sprechen eine eindeutige Spra-
che. Besonders die Sondernummer „Freiheit
als Aufgabe", deren Grundlage die Referate
bildeten, die anläßlich der Ostertagung des
SDS in Berlin gehalten worden waren und für
die deshalb der Bundesvorstand verantwort-
lich zeichnete, kann dies belegen. Im Mittel-
punkt der Ausführungen stand die Bedro-
hung Deutschlands durch die Sowjetunion;
diese wurde in den düstersten Farben geschil-
dert, um daraus die Notwendigkeit eines
deutschen Beitrages im Rahmen der europäi-
schen Verteidigung zu begründen. Otto Bach,
der Berliner Senator für Sozialwesen, führte
in seinem Referat „Deutschland in der euro-
päischen Verteidigung" u. a. aus: „Die Sowjets
erkennen erst dann ihre Grenzen, wenn man
ihnen einen entschiedenen Widerstand lei-
stet; deshalb muß Europa gerüstet sein (...)
Wir haben heute keine Zeit mehr zu warten,
denn wir sind in Europa und in der Atlanti-
schen Gemeinschaft nicht mehr Herren der
Zeit, sondern haben nur die Zeit, die uns der
Kreml läßt. Wir müssen alle politischen und
materiellen Kräfte zusammenfassen. Europa
ist nicht schwach, ist nicht krank; es ist
müde."51)
Von diesen Tönen blieben auch die Studenten
des SDS nicht unbeeindruckt. Im September
heft des „Standpunkt", das zur Vorbereitung
der Braunschweiger Delegiertenkonferenz
(15.—17. September 1951) erschien, faßte Her-
bert Haenke die Stimmung zusammen. Unter
dem Titel „Mit offenen Augen" schrieb er: „In
einigen Wochen wird der Bundestag in Bonn
die Frage des deutschen Beitrages zur west-
europäischen Verteidigung anpacken müssen.
Mit Nüchternheit und Skepsis verfolgen
wir seit längerer Zeit diesen Entwicklungs-
gang. (...) Wir können einer Entscheidung
nicht aus dem Wege gehen, wir sitzen alle in
einem Boot (...) Jetzt kommt es darauf an, auf
das Wie der Aufrüstung entscheidenden Ein-
fluß zu gewinnen.“52)
Es mag für die SPD-Führung ein schwerwie-
gendes Problem gewesen sein, sich zur eige-
nen, in der Arbeiterbewegung und damit auch
im Marxismus wurzelnden Tradition zu be-
kennen und sich gleichzeitig radikal von den
ideologischen Positionen des SED-Staates zu
distanzieren; für die meisten SDS-Studenten
war dies kein Anlaß für Grundsatzdiskussio-
nen. Der Antikommunismus war im SDS so
allgemein verbreitet, daß er einer Reflexion

51) Unser Standpunkt. Sondernummer „Freiheit ab
Aufgabe", August 1951, S. 27.
5) Unser Standpunkt 1 (1951) 9, S. 3.



nicht zu bedürfen schien; er war so selbstver-
ständlich gemeinsame Grundlage wie der
Antifaschismus und die Verpflichtung, gegen
neonazistische und andere „reaktionäre" Ten-
denzen zu kämpfen. Letztere trat auch in Ver-
bindung mit der Wehrfrage zutage. In diesem
Zusammenhang hatte Claus Arndt, der spä-
tere mehrmalige stellvertretende Vorsitzende
des SDS, seinen ersten weithin beachteten öf-
fentlichen Auftritt. Am 15. Februar 1951 spra-
chen die FDP-Politiker Friedrich Middel-
hauve und Hasso v. Manteuffel in der über-
füllten Bonner Mensa zum Thema „Bundesre-
publik — Niemandsland zwischen Ost und
West“. Dabei wurden zwar keine neuen Ge-
danken vorgetragen, aber die alten in einer
Form, die Widerspruch herausforderte. So
meinte Middelhauve u. a.: „Deutschland ist
eine belagerte Stadt, die alle, die sie nicht ver-
teidigen wollen, schleunigst nach Osten ver-
lassen mögen“. Zu einem Tumult kam es, als
Arndt, der erst 1949 aus der Kriegsgefangen-
schaft zurückgekehrt war und gerade mit dem
Studium begonnen hatte, verlangte, daß man
die „Leute besonders prüfen müsse, die im
Dritten Reich eine führende politische, wirt-
schaftliche und militärische Stellung innege-
habt hatten". Herr von Manteuffel scheine
nicht die geeignete Person zu sein, um vor
Studenten zu sprechen. „Bei einer Identifizie-
rung mit diesen Leuten steht hinter allem das
Unheil von Auschwitz und Buchenwald."53)
Dieser Hinweis (der auch dreißig Jahre spä-
ter, inzwischen von geschichtswissenschaftli-
cher Seite unterstrichen, noch zu heftigen
Kontroversen geführt hat) wurde vom größten
Teil des Auditoriums mit Ablehnung quit-
tiert; in ihm wurde eine „Beleidigung der
Kommilitonen" gesehen.
Der Manteuffel-Zwischenfall ist insofern
signifikant für die Haltung einer großen Zahl
von SDS-Mitgliedern, als in ihm die Ableh-
nung der restaurierten Tendenzen in der Bun-
desrepublik und zugleich der Wunsch sicht-
bar wird, aus dem westdeutschen Staat eine
Republik der „neuen" Generation werden zu
lassen, und zwar in allen Lebensbereichen,
also auch beim Militär — wenn es denn schon
nicht zu verhindern war.
Bis 1952 blieb der SDS in der Wehrfrage ab-
lehnend und offen zugleich, doch überwog
eine Haltung attentistischer Konstruktivität:
Zwar gab es innerhalb des SDS beachtens-

werte Stimmen, die jeden (west-)deutschen
Wehrbeitrag (unter welchen Konditionen
auch immer) ablehnten; doch hatte (vorüber-
gehend) jene Auffassung die Oberhand ge-
wonnen, die eine deutsche Beteiligung an ei-
ner westeuropäischen Verteidigungsorganisa-
tion für unvermeidbar hielt und deshalb be-
reit war, sich darauf einzustellen; schließlich
war im SDS eine Gruppe erkennbar, die be-
reits in einer Dimension dachte, die erst spä-
ter sozialdemokratischer, Grundsatz wurde:
Für den Fall, daß es zu einem deutschen Ver-
teidigungsbeitrag kommen sollte, müsse dar-
auf geachtet werden, daß Elemente sozialisti-
scher Wehrtradition Eingang in die Planung
fänden.

In dem Maße, wie im Jahre 1952 die Verhand-
lungen zwischen der Bundesregierung und
den Westmächten über die europäischen Ver-
träge konkrete Formen annahmen und dabei
die verschiedenen Modelle einer europäi-
schen Verteidigungsgemeinschaft erörtert
wurden, zog sich Oppositionsführer Schuma-
cher aus dem europäischen Engagement zu-
rück, ja er ließ keine Gelegenheit aus, gegen
die Pläne der Regierung zu polemisieren und
die angestrebten Ziele, auch die Erfolge, zu
diffamieren. Das wirkte sich auf die SPD-Poli-
tik insgesamt aus und hatte schließlich auch
beim SDS eine Abkühlung der Europa-Begei-
sterung zur Folge. Die Konzentration auf Ar-
gumente gegen den Adenauer-Kurs zog eine
Vernachlässigung der Arbeit an den eigenen
strategischen und wehrpolitischen Konzep-
tionen nach sich. Das ursprüngliche Ja mit
Vorbehalten zum deutschen Verteidigungs-
beitrag verblaßte zunehmend hinter der tota-
len Ablehnung der von der Regierung mit den
Westmächten ausgehandelten Schritte und
mußte am Ende nicht nur für die politischen
Gegner wie ein Nein wirken.

Die SPD lehnte die Pariser Verträge vom 26.
und 27. Mai 1952 mit Entschiedenheit ab. Sie
richtete sich darauf ein, dem bestehenden
Bundestag die Kompetenz abzusprechen, in
der Frage des Wehrbeitrages eine Entschei-
dung zu treffen, indem sie die Auffassung ver-
trat, das Grundgesetz gestatte nicht die Ein-
führung einer Wehrverfassung. In diesem
Sinne leitete sie eine Feststellungsklage beim
Bundesverfassungsgericht ein.

Der Kampf gegen die Verträge wurde von
den Sozialdemokraten überwiegend emotio-
nal geführt; der Parteiführung gelang es nur
mit Mühe, deutlich zu machen, daß die Frage
des Verteidigungsbeitrages gänzlich ungeeig-



net sei, „aus dem Elementaren, aus dem Ge-
fühlsmäßigen beantwortet zu werden“54).
In der Debatte um die Ratifizierung der Ver-
träge wurde zwar betont, daß es über das
Prinzip der Verteidigung der Freiheit und der
Demokratie keine Meinungsverschiedenhei-
ten gebe, doch der von der Regierung einge-
schlagene Weg sei abzulehnen, weil auf ihm
eine „effektive, auf dem Grundsatz der Gleich-
berechtigung der Deutschen begründete
deutsche Position nicht geschaffen“ werden
könne55). Die Opposition lehnte deshalb nicht
nur den EVG-Vertrag ab, sondern kündigte
zugleich eine Ablehnung aller daraus folgen-
den Verträge und Gesetze an. Eine Alterna-
tive hatte sie aber nicht anzubieten. Der Hin-
weis Schumachers, daß die Alternative in ei-
ner anderen Außenpolitik liege, konnte den
Mangel an Klarheit in der sozialdemokrati-
schen Sicherheitspolitik nicht verdecken.
Das Jahr 1952 stellt für die Außen- und Si-
cherheitspolitik der SPD eine Periode der
Umorientierung dar. Der Tod Kurt Schuma-
chers (20. August 1952) zwang seine Nachfol-
ger zur Bestandsaufnahme und zur Überprü-
fung programmatischer und taktischer Posi-
tionen. In dieser Phase propagierten verschie-
dene, teilweise einander widersprechende
Denkschulen ihre Konzeptionen als sozialde-
mokratische Sicherheitspolitik: vom deut-
schen Wehrbeitrag ohne deutsche Soldaten
über einen revidierten und mit Vorbehalts-
klauseln (Wiedervereinigung) versehenen
EVG-Vertrag und das kollektive Sicherheits-
system, das Carlo Schmid erneut in die De-
batte brachte und das zeitweilig (oft genug
auch mißverstanden) von der Parteiführung
favorisiert wurde, bis hin zum kollektiven
"Ohne-mich". Am Ende überlagerte die Sorge
um die Wiedervereinigung alle anderen
Aspekte, auch im Hinblick auf die Wehrfra-
ge.
Der Bundesvorstand des SDS hatte Anfang
1952 alle Gruppen aufgefordert, zur Frage der
Wiederbewaffnung und den sich daraus erge-
benden Problemen Stellung zu nehmen56). Ein
besonderer Ausschuß sollte die Resolutionen
sichten und der Delegiertenkonferenz, die im
September 1952 in Münster zusammentrat,
Bericht erstatten.

Nur acht Gruppen (ein Drittel also) hatten
überhaupt eine Erklärung abgegeben. Die Ab-
lehnung des Wehrbeitrages unter den gege-
benen politischen Voraussetzungen war ein-
hellig; zentrales Argument war, die Einbezie-
hung der Bundesrepublik in die EVG ge-
fährde die Wiedervereinigung. Im übrigen
wurde die ganze Bandbreite sozialdemokrati-
scher Argumente zum Wehrbeitrag mit gerin-
gen Nuancen wiederholt. Aber auch der Ent-
schließungsantrag des Ausschusses geriet zu
einem Dokument der Orientierungslosig-
keit57). Ratlos beschloß man, alle Materialien
zu den Akten zu legen, „um Material zu ha-
ben, falls eine öffentliche Stellungnahme not-
wendig werden sollte“58).
Der neue Bundesvorstand mit Ulrich Lohmar
und Claus Arndt beschloß noch in Münster,
das Bundessekretariat nach Hamburg zu ver-
legen. An der ersten Vorstandssitzung am
1. Februar 1953 nahm als Referent (Thema:
„Die Sozialdemokratie und die Wehrfrage")
auch ein altes Hamburger SDS-Mitglied teil,
Dr. Friedrich Beermann.
Beermann, Jahrgang 191259), hatte sein Jura-
Studium erst nach einigen Verzögerungen
aufnehmen können, weil er als Oberstleut-
nant der Wehrmacht zu jenem Personenkreis
gehörte, dem die britische Militärregierung
ein Studium verweigerte. Als er dann doch in
Hamburg immatrikuliert wurde, fand er
schnell Anschluß an den SDS, was ihn aber
nicht hinderte, sich für die soziale Reintegra-
tion ehemaliger Berufssoldaten einzuset-
zen60). Seit Beginn der Wehrdiskussion in der
Bundesrepublik beschäftigte ihn das Problem
des Verhältnisses zwischen Arbeiterbewe-
gung und bewaffneter Macht. Er führte das
Scheitern der Weimarer Republik wesentlich
darauf zurück, daß eine Versöhnung der Ge-
gensätze zwischen den Sozialdemokraten und
der Reichswehr verhindert worden sei. Für
Beermann kam es darauf an, daß sich die ver-
hängnisvolle Entwicklung der zwanziger
Jahre nicht in der Bundesrepublik wiederho-
le; auch deshalb wandte er sich, wie viele
SDS-Mitglieder, mit großer Leidenschaft ge-
gen das Auftreten von exponierten ehemali-
gen Nazioffizieren. Sein Engagement für so-



zialdemokratisch - orientierte Sicherheitspoli-
tik brachte den Rechtsanwalt Beermann
schließlich, auf Empfehlung von Helmut
Schmidt, in die Position eines sicherheitspoli-
tischen Assistenten der SPD-Bundestagsfrak-
tion, womit er zu einem engen Mitarbeiter
Fritz Erlers wurde.
Die Verbindung zum SDS-Bundesvorstand
suchte Beermann, um seine Vorstellungen
mit jungen Leuten zu diskutieren, aber auch,
um Einfluß nehmen zu können. Noch im Som-
mer 1953 beschloß der SDS-Bundesvorstand,
Beermann zu seinem wehrpolitischen Berater
zu berufen61)-
Je konkreter die Pläne für den künftigen
deutschen Verteidigungsbeitrag wurden, de-
sto kräftiger lebte in der sozialdemokrati-
schen Partei die Tradition des Antimilitaris-
mus wieder auf, und in diesem Zusammen-
hang mehrten sich die Stimmen, in denen die
mit dem Militär immanent verbundenen Ge-
fahren für die Demokratie betont wurden.
Heinz Kühn erklärte noch 1954 auf dem Berli-
ner Parteitag, daß er nicht an die „Möglichkeit
einer demokratischen Armee in Deutschland"
glaube; die Zeit, um die dafür erforderlichen
Maßnahmen zu treffen, sei in der gegenwärti-
gen politischen Situation nicht vorhanden62).
Einer der ersten, die die Bedeutung des künf-
tigen militärischen Faktors für die innenpoli-
tischen Machtverhältnisse in der Bundesre-
publik in das wehrpolitische Kalkül der SPD
einzubeziehen suchten, war Fritz Erler. Er dis-
kutierte seit Anfang 1952 bereits über das
„Wie" eines deutschen Wehrbeitrages, das er
für ebenso wichtig hielt wie die Frage des
„Ob"63). Er hielt Kontakt zu Theodor Blank
und dessen Mitarbeitern und war somit, an-
ders als die meisten sozialdemokratischen
Abgeordneten, über den Fortgang der Planun-
gen informiert. Nach der für die Sozialdemo-
kraten enttäuschenden Bundestagswahl von
1953 verstärkte sich in den Reihen der SPD-
Fraktion der Eindruck, daß eigene Vorschläge
für die zukünftige Wehrverfassung erarbeitet
werden müßten. Adolf Arndt und Herbert
Wehner versuchten gemeinsam mit Fritz Er-
ler und Helmut Schmidt, die Mitglieder der
engeren Parteiführung zu einem Kurswechsel
in ihrer wehrpolitischen Konzeption zu ver-
anlassen. Doch es dauerte noch ein Jahr, bis

auf dem Berliner Parteitag die Formel „für
den Fall, daß ... gefunden und damit der Weg
für eine offene Mitarbeit an der Wehrverfas-
sung freigemacht wurde. Bis dahin wurden
Aktivitäten auf dem Felde als Abweichung
von der offiziellen Parteilinie empfunden und
deshalb bestenfalls in Grenzen geduldet,
nicht aber unterstützt.
Vor diesem Hintergrund muß die vom Libera-
len Studentenbund (LSD) initiierte Konferenz
„Bürger — Armee — Staat" betrachtet wer-
den, zu der Vertreter aller politischen Studen-
tenvereinigungen für Anfang Juni 1953 einge-
laden waren. Auf der Basis einer vom LSD
erarbeiteten und bereits Anfang 1952 veröf-
fentlichten Broschüre („Bürger — Armee —
Staat")64) sollte „eine gemeinsame Stellung-
nahme aller Studentenverbände" zu der Frage
der zukünftigen Wehrverfassung erarbeitet
werden.

Wie der LSD kam auch der RCDS mit einer
bereits im Vorjahr beschlossenen Konzep-
tion 65) nach Bonn. Die einzige erkennbare
Vorbereitung des SDS bestand in der wohl-
durchdachten Auswahl der Delegation. Claus
Arndt sollte die Rolle des „Delegationschefs"
übernehmen, um — falls erforderlich — für
eine einheitliche Stellungnahme des SDS zu
sorgen. Ferner wurden Friedrich Beermann,
Günther Bantzer und Hans Tietgens benannt.
Alle waren — darauf hatte man Wert gelegt
— „kriegsgedient" (Beermann: Oberstleutnant,
Bantzer: Oberleutnant, Tietgens: Obergefrei-
ter und Arndt: Gefreiter). Die Frage, ob es
angesichts der bisherigen Beschlüsse des SDS
zur Wehrfrage opportun sei, überhaupt an der
Tagung teilzunehmen, wurde im Vorstand gar
nicht erst gestellt. Die Debatte darüber fand
erst im nachhinein statt und hätte fast zur
Spaltung des Bundes geführt.
Im Verlauf der Bonner Tagung wurden zahl-
reiche Änderungen beschlossen. Unangeta-
stet blieb die Aussage zur allgemeinen Wehr-
pflicht: „Wir fordern die allgemeine Wehr-
pflicht als die demokratischste Form des
Wehrdienstes. Sie ist ein Bestandteil der den
staatsbürgerlichen Rechten entsprechenden
Pflichten."
Welche Änderungen an der vom LSD einge-
brachten Vorlage auf SDS-Anträge zurückzu-
führen sind, läßt sich im einzelnen nicht mehr
feststellen. Sicher ist, daß die „Präambel" von
Vorstellungen der SDS-Delegation beeinflußt



ist; sie trägt ganz eindeutig die Handschrift
Friedrich Beermanns.
Die SDS-Mitgliedschaft erfuhr von der Betei-
ligung ihrer Organisation aus der Presse, zu-
meist unter der Schlagzeile: „Studenten for-
dern allgemeine Wehrpflicht".
Zwar hatte Claus Arndt bei der Pressekonfe-
renz am 7. Juni betont, daß die Beteiligung
des SDS an der Diskussion über eine künftige
Wehrverfassung nicht bedeuten könne, daß
sein Verband die EVG unterstütze, doch war
diese Erklärung nur ausnahmsweise in den
Zeitungen verbreitet worden. Während Arndt
in Briefen noch stolz auf das „außerordentlich
gute Presseecho" hinwies, begann sich in den
Gruppen bereits die Opposition zu formieren.
Der Bundesvorstand geriet jetzt in eine
schwierige Lage. Während Lohmar, Arndt
und andere daran interessiert waren, die be-
gonnene Diskussion fortzusetzen und sich als
Bundesvorsitzende dafür auch legitimiert
glaubten, wurde dieser Auffassung von zahl-
reichen Gruppen widersprochen.

Dem Vorstand wurde vorgeworfen, er habe
sich mit Details des Wehrbeitrages befaßt, be-
vor noch über das „Ob“ entschieden sei. Damit
sei er den deutschen Sozialisten in den Rük-
ken gefallen. Ulrich Lohmar gelang es nur mit
Mühe, die Wogen zu glätten. Am Ende zeigte
sich, daß sich im SDS zwei etwa gleich starke
Gruppen gebildet hatten, die zwar beide den
vorgesehenen Wehrbeitrag ablehnten, vor al-
lem weil durch ihn die Wiedervereinigung
gefährdet wurde, die aber in der Frage, ob
diese Ablehnung auch eine Abstinenz von
Diskussionen über die Wehrverfassung gebie-
te, gegensätzliche Auffassungen vertraten.
Eine endgültige Klärung sollte die Hambur-
ger Bundesdelegiertenkonferenz vom 3. bis
6. Oktober 1953 bringen, der eine Arbeitsta-
gung „Haltung des SDS zur Wiederbewaff-
nung Deutschlands und zur Wehrverfassung“
vom 30. September bis 3. Oktober vorangehen
sollte ).66

Beide Veranstaltungen waren vom Bundes-
vorstand sorgfältig vorbereitet worden, doch
hatte der Ausgang der Bundestagswahl den
Oppositionsgeist der Delegierten mehr gezü-
gelt, als die beste Planung es vermocht hätte.
Mit Verwunderung hatte der Vorstand zu re-
gistrieren, daß zur Hamburger Delegierten-
konferenz — entgegen allen Erwartungen —

weniger Anträge der Gruppen vorgelegt wor-
den waren als in den zurückliegenden Jahren.
Ulrich Lohmar betonte in seinem „Stand.
punkt'-Beitrag für die Hamburger Delegier-
tenkonferenz, daß gerade der wehrpolitischen
Tagung große Bedeutung zukomme, weil es
gelte, die nach der Bundestagswahl „ge-
schwächte parlamentarische Position des So-
zialismus in Deutschland" durch geeignete
Maßnahmen zu stützen. Adenauers „Politik
der Stärke“ müsse eine wirksame Alternative
gegenübergestellt werden. Der Bundesvorsit-
zende wiederholte noch einmal seine Auffas-
sung, daß es wichtig sei, an einer Wehrverfas-
sung in einem demokratischen und sozialen
Rechtsstaat mitzuarbeiten. Die während der
Bonner Tagung ausgearbeiteten Thesen müß-
ten überprüft und weiterentwickelt werden
— auch in der Bundeskonferenz ).67

Tatsächlich ergab sich nach z. T. stürmischen
Debatten über die Einzelheiten eines zu ver-
abschiedenden Memorandums eine Positions-
bestimmung des SDS, die es dem Vorstand
erlaubte, bei künftigen Verhandlungen und
Konferenzen mit anderen Studentenverbän-
den, aber auch mit der SPD, mehrheitlich be-
schlossene Auffassungen zu vertreten. Kon-
sens wurde in folgenden Punkten erreicht:
Die expansionistischen Tendenzen der sowje-
tischen Außenpolitik seien friedensbedro-
hend und gefährdeten die Arbeit für den So-
zialismus. Weil Sozialismus ohne politische
Freiheit nicht denkbar sei, gehöre die Bewah-
rung der Demokratie zu den Grundforderun-
gen. „Die demokratischen Sozialisten achten
die Überzeugung und Beweggründe derer, die
sich zu einem absoluten Pazifismus bekennen,
aber sie sind der Überzeugung, daß auf abseh-
bare Zeit die demokratischen Staaten bereit
sein müssen, ihre Existenz auch militärisch zu
sichern.“
Da wirksame Verteidigungsmaßnahmen die
Einzelstaaten überforderten, müsse für den
Ausbau eines „kollektiven Sicherheitssystems
unter Berücksichtigung des Sicherheitsbe-
dürfnisses der Sowjetunion, soweit es legitim
ist", plädiert werden. Im übrigen schloß sich
der SDS den Argumenten der SPD gegen eine
westdeutsche Mitgliedschaft in der EVG aus-
drücklich an: Diese gefährde die Wiederver-
einigung, belaste durch Schaffung eines mili-
tärischen Machtapparates die Existenzfähig-
keit der noch wenig gefestigten Demokratie,
führe dazu, daß deutsche Truppen dem
NATO-Kommando unterstellt würden, ohne



daß die Bundesregierung Einfluß auf die Ent-
scheidung des Paktes nehmen könne, und be-
deute schließlich die „Konsolidierung Klein-
europas und damit die Verstärkung seiner re-
staurativen Entwicklungstendenzen“. Nach ei-
ner Ratifizierung des EVG-Vertrages müsse
die SPD allerdings an der Wehrverfassung
mitarbeiten und darauf hinwirken, daß die
deutschen Streitkräfte zu einem zuverlässi-
gen Bestandteil der demokratischen Staats-
ordnung würden.
Die bei der Bonner Konferenz über die künf-
tige Wehrverfassung beschlossenen Forde-
rungen wurden gründlich überarbeitet und
dabei erheblich gestrafft und präzisiert. In der
revidierten Form sollte der Text die „Mindest-
anforderungen des SDS an jede Form einer
Wehrverfassung zu jedem Zeitpunkt darstel-
len. Als solche werden sie der SPD zur Verfü-
gung gestellt."
Der Bundesvorstand hatte jetzt ein eindeuti-
ges Mandat, sich an den weiteren Beratungen
über die Wehrverfassung aktiv zu beteiligen.
Davon machte er in einem weit stärkeren
Maß Gebrauch, als vielen Delegierten lieb ge-
wesen sein dürfte.
Der SDS nahm u. a. an der Wehrtagung teil,
die der „Ring politischer und freier Studen-
tenverbände und Gemeinschaften" vom 8. bis
10. Januar 1954 in Bonn veranstaltete, und bei
der die Endfassung des Papiers zur Wehrver-
fassung beraten und beschlossen wurde. Da-
bei konnten nicht alle Änderungsvorschläge
durchgebracht, ein Substanzverlust aber ver-
mieden werden. Der „Ring" richtete an die
Opposition im Bundestag die Bitte, „sich einer
Mitwirkung bei der Schaffung geeigneter
Grundlagen zur Sicherung der Demokratie
nicht zu verschließen" ).68

Es war sicher nicht dieser Appell, der Fritz
Erler veranlaßte, bei der zweiten Lesung der
Grundgesetzänderung Ende Februar 1954 im
Bundestag für die SPD in die Bresche zu
springen und erstmals öffentlich Elemente ei-
ner Wehrverfassung zu skizzieren. Dabei
stand für ihn der Oberbefehl im Vordergrund,
aber auch die parlamentarische Kontrolle der
Streitkräfte durch einen Parlamentsausschuß
und einen Wehrbeauftragten und die Einset-
zung eines Personalausschusses für die Ein-
stellung ehemaliger Offiziere wurden dabei
gefordert. Erler fand zwar in der Fraktion Zu-
stimmung, doch übte sich die Parteiführung

nach wie vor in Zurückhaltung, weil sie Kon-
flikte mit der Mitgliedschaft fürchtete ).69

Der Abgeordnete Helmut Schmidt machte
Anfang März 1954 den Parteivorsitzenden
Erich Ollenhauer in einem Brief darauf auf-
merksam, daß sich in der Haltung der Partei
zur Wehrverfassung eine Tendenz zeige, die
fürchten lasse, daß sich die Fehlentscheidun-
gen von 1919 wiederholen könnten. Er fand es
bestürzend, daß im Jugendpolitischen Aus-
schuß der SPD, im SDS, in der katholischen
Jugend und im VDS sehr viel differenziertere
und konzisere Vorstellungen vorhanden sei-
en, als das im Durchschnitt bei den Mitglie-
dern der Fraktionen und anderen sozialdemo-
kratischen Politikern der Fall sei 70).
Tatsächlich hatte Ulrich Lohmar sowohl im
Jugendpolitischen Ausschuß als auch im SPD-
Sicherheitsausschuß Gelegenheit, die vom
SDS und vom „Ring“ erarbeiteten Vorstellun-
gen zu propagieren.
Ohne, daß es im einzelnen möglich ist, den
Einfluß des SDS auf die Meinungsbildung
über Einzelheiten der Wehrverfassung und
der Wehrgesetzgebung in der SPD (Partei und
Fraktion) auszumachen, kann festgestellt wer-
den, daß in der Zeit von 1952 bis Mitte 1954
wichtige Impulse von dieser Organisation,
vertreten durch den Bundesvorstand, ausge-
gangen sind.
Das Scheitern der EVG in der französischen
Nationalversammlung und die Beschlüsse der
Londoner Neunmächtekonferenz (28. Septem-
ber bis 3. Oktober 1954), die den NATO-Bei-
tritt der Bundesrepublik zur Folge hatten, be-
wirkten beim SDS eine Abkehr von der „kon-
struktiven" Mitarbeit und eine Konzentration
auf den Kampf gegen die Londoner Verträge
und für eine aktivere Wiedervereinigungspo-
litik.
Auf der Marburger Delegiertenkonferenz
(27. bis 29. Oktober 1954) wurde Ulrich Loh-
mar zwar als Bundesvorsitzender wiederge-
wählt und Claus Arndt, der ein Jahr lang dem
Vorstand ferngeblieben war, erneut zum
Stellvertreter gekürt, womit der Verband eine
gewisse Kontinuität, auch im Hinblick auf die
verhältnismäßig guten Beziehungen zur SPD
anzustreben schien, doch sind Ansätze für
eine Entfremdung bereits zu diesem Zeit-
punkt zu erkennen. Wenn der SDS sich be-
mühte, auch außerhalb des Parlamentes eine



breite Widerstandsfront gegen die Londoner
Verträge und die Wehrgesetze zu mobilisie-
ren ), dann sind dies Anzeichen für einen
Wandel, der auch als Generationswechsel
verstanden werden kann.
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Claus Arndt und Ulrich Lohmar nahmen zwar
weiterhin an Sitzungen des Sicherheits- oder
des Jugendausschusses der Partei teil und be-
mühten sich darum, Fritz Erler bei seinen Be-
strebungen zu unterstützen, eine genuin so-
zialdemokratische Wehrverfassung und ent-
sprechende Wehrgesetze zu erarbeiten, doch
konnten sie dabei schon nicht mehr mit der
Unterstützung durch die „Basis" ihres Verban-
des rechnen.
Mit der Delegiertenkonferenz von 1955, die in
Göttingen stattfand, war nicht nur die „Ära

Lohmar/Arndt“ ) zu Ende, sondern auch der72

Abschnitt der Geschichte des SDS, in dem
dieser sein Selbstverständnis in enger Anleh-
nung an die Sozialdemokratische Partei such-
te. Jetzt begann mit dem harten antimilitari-
stischen Kurs und der eindeutigen Favorisie-
rung der Kriegsdienstverweigerung der
Schwenk hin zur Bewegung „Kampf dem
Atomtod", der zwar auch noch von der SPD
getragen wurde, der aber gleichzeitig schon
eine Anlehnung an Kräfte der außerparla-
mentarischen Opposition bedeutete.



Gerhard Wettig

Die aktuelle sicherheitspolitische Diskussion

I. Unterschiedliche Vorstellungen über die Gefahren
für Sicherheit und Frieden

In der Öffentlichkeit hat sich eine breite si-
cherheitspolitische Diskussion entwickelt.
Der Frieden zwischen West und Ost, der als
gewährleistet galt, erscheint nunmehr vielen
gefährdet. Die Ansichten darüber, worauf dies
zurückzuführen ist und welche Abhilfe ge-
schaffen werden könnte, weichen stark von-
einander ab und sind häufig sogar gegensätz-
lich.
Nach verbreiteter Meinung ist der Frieden in
Europa durch das Überhandnehmen des Rü-
stens bedroht. Der Ost-West-Konflikt, der im
Zeichen der Entspannung in einen Prozeß der
allmählichen Überwindung eingetreten zu
sein schien, gewinne durch militärisches Dro-
hen neuerlich an Schärfe. Es bilde sich ein
Verhältnis der Konfrontation heraus, das ein
kriegerisches Austragen von Streitigkeiten
wahrscheinlich mache. In dem Maße, wie
neue Maßnahmen die während der Entspan-
nung festgelegten Beziehungen änderten und
die Rüstungsdynamik zu einem wesentlichen
Faktor der Entwicklung machten, werde das
zwischenstaatliche Zusammenleben auf dem
europäischen Kontinent unsicher und proble-
matisch. Daher komme es entscheidend dar-
auf an, ein weiteres „Drehen der Rüstungs-
schraube" zu vermeiden und Schritte auf Ab-
rüstung hin zu unternehmen.
Aus entgegengesetzter Perspektive stellen
sich die Dinge ganz anders dar. Der Frieden
in Europa erscheint weniger durch das Rü-
sten als vielmehr durch militärische Un-
gleichgewichte bedroht. Entscheidende Wich-
tigkeit wird der Tatsache beigemessen, daß
die UdSSR— anders als die NATO-Staa-
ten— seit Anfang bis Mitte der sechziger
Jahre unablässig, systematisch und konse-
quent ihren Aufwand für militärische Zwecke
um jährlich 4 bis 5 % gesteigert hat und daß
angesichts der gesunkenen Militärausgaben

der USA und anderer westlicher Länder in
den siebziger Jahren erhebliche sowjetische
Übergewichte in bestimmten Bereichen ent-
standen sind. Die Sorge, daß nicht mehr aus-
zugleichende militärische Unterlegenheiten
der NATO auf dem europäischen Schauplatz
eine akute sicherheitspolitische Gefährdung
nach sich ziehen könnten, wird durch die of-
fensive Ausrichtung der Warschauer-Pakt-
Streitkräfte, ihre Bewaffnung und Operations-
grundsätze verstärkt.

Die Frage lautet, inwieweit das westliche
Bündnis noch damit rechnen könne, die Si-
cherheit seines Gebietes gegen einen östli-
chen Angreifer zu gewährleisten. Wenn aber,
so meint man, dies fraglich erscheine, dann
könne nur das Risiko einer kontinental-stra-
tegischen Eskalation die sowjetische Führung
im Krisenfall mit hinreichender Gewißheit
von einem militärischen Vorgehen gegen
Westeuropa abhalten. Das euro-strategische
Rüsten der UdSSR lasse jedoch deutlich die
Absicht erkennen, der NATO eine Eskala-
tionsfähigkeit in Europa zu verwehren und
darüber hinaus die westeuropäischen Länder
der Drohung eines entwaffnenden Kernwaf-
fenerstschlags von selten der UdSSR auszu-
setzen. Eine solche Lage erscheint auch im
Blick auf den Friedensfall gefährlich: Die
NATO-Staaten hätten einen Krieg in Europa
einseitig zu fürchten und müßten ihn dann
durch „vorausschauende Anpassung“ (Alois
Mertes) an Moskau zu vermeiden suchen.
Von Margaret Thatcher über Helmut Kohl bis
Francois Mitterrand stimmen dementspre-
chend die Verantwortlichen in Westeuropa
darin überein, daß die UdSSR ihre Länder be-
drohe und daß man dem mit einer gewissen
Gegenrüstung begegnen müsse, wenn man
seine politische Selbstbestimmung behaupten
wolle.



II. Drei grundlegende Sicherheitsphilosophien

Die gegensätzlichen Auffassungen, die hier
idealtypisch gegenübergestellt worden sind,
beruhen auf unterschiedlichen prinzipiellen
Vorstellungen über Frieden und Sicherheit
Was stört das friedliche Zusammenleben der
Staaten? Wie kann man solchen Störungen
wirksam begegnen? Die Antworten, die auf
diese und ähnliche Fragen gegeben werden,
summieren sich zu sicherheitspolitischen Phi-
losophien, von denen sich dann Situationsein-
schätzungen und Handlungsanweisungen ab-
leiten. Die verschiedenen denkbaren Philoso-
phien lassen sich mit drei Grundthesen kenn-
zeichnen: „Sicherheit durch Rüstungsstärke",
„Sicherheit durch Rüstungsgleichgewicht" und
„Sicherheit durch Rüstungsabstinenz". Für
jede dieser Philosophien gibt es eine spezifi-
sche Anschauung der politisch-militärischen
Beziehungen zwischen den Staaten, d. h. eine
bildhafte Vorstellung, die alle Überlegungen
gemäß den zugrunde gelegten Prämissen be-
stimmt (Paradigma).
Die Philosophie der Sicherheit durch Rü-
stungsstärke, die am Paradigma des Zwei-
kampfes orientiert ist, spielt in der jetzigen
westeuropäischen Diskussion keine wesentli-
che Rolle. Die Philosophie der Sicherheit
durch Rüstungsgleichgewicht beruht auf dem
Paradigma des Gefangenendilemmas. Zwei
Gefangene, die sich in Gewahrsam der Justiz
befinden, sehen sich mit der Aussicht kon-
frontiert, daß sie durch gemeinsam-solidari-
sche Verweigerung eines Schuldeingeständ-
nisses die Freilassung erwirken können. Zu-
gleich jedoch ist demjenigen von ihnen, der
sich im Gegensatz zu seinem Komplizen ge-
ständig zeigen sollte, als reuigem Sünder ne-
ben der Straflosigkeit ein Lohn zugesagt.
Wenn freilich beide Gefangenen den Schuld-
tatbestand anerkennen, wird die Zusicherung
hinfällig. Beide müssen dann mit einer Strafe
rechnen, die allerdings wegen der gezeigten
Geständigkeit niedriger ausfallen würde, als
wenn der eine Angeklagte nur aufgrund der
Belastung durch seinen „reuigen" Komplizen
verurteilt werden würde. In dieser Lage (in
der keiner von beiden sein Verhalten mit
dem anderen absprechen kann und irgend-
eine Gewähr für die Einhaltung eines etwai-
gen Schweigeversprechens hat) ist es wahr-
scheinlich, daß beide ihre Aussage machen
werden und damit die Chance der Freilassung
verpassen: Jeder muß sich sagen, daß er, ob
der andere nun schweigt oder redet, mit Ge-
ständigkeit am besten wegkommt (Belohnung

statt Straflosigkeit bzw. geringeres statt höhe-
res Strafmaß).

Das Gefangenendilemma dient als Gleichnis
für die Situation, in der sich militärische Geg-
ner im Zeitalter der Massenvernichtungswaf-
fen befinden. Jeder kann den anderen, wenn
dieser ausschließlich auf Frieden setzt und
demgemäß keine ausreichende Gegenrüstung
betreibt, militärisch überwältigen und damit
in die schlechtestmögliche Lage versetzen.
Wenn aber beide dieses Risiko vermeiden
und aus Sorge voreinander fortlaufend rüsten,
dann begeben sie sich in die Gefahr, daß aus
ihrer Konfrontation im Krisenfalle ein wech-
selseitig ungewollter und schädlicher Krieg
entsteht. Wenn dieser für beide Seiten be-
drohliche Ausgang verhindert werden soll,
dann müssen Mittel und Wege gefunden wer-
den, um dem gemeinsamen Interesse an
Kriegsverhütung die Priorität zu verschaffen
und einen Mißbrauch der Verständigungsbe-
reitschaft einer Seite durch die andere auszu-
schließen.

Die Philosophie der Sicherheit durch Rü-
stungsabstinenz legt das Bild des „Chicken"-
Spiels zugrunde. Bei diesem Wettstreit, der
angeblich zwischen kalifornischen Halbstar-
ken ausgetragen wird, rasen auf einem ein-
bahnigen Fahrbahnstreifen zwei Autofahrer
aufeinander zu. Das Spiel muß in einer tödli-
chen Carambolage enden, wenn nicht einer
von beiden vor dem Zusammentreffen aus-
weicht. Der gilt aber dann unter seinen Kum-
panen als feiges „Hühnchen" (chicken), so daß
ein starker Anreiz besteht, die Katastrophe zu
riskieren. Nach diesem Paradigma sind die
gegeneinander rüstenden Konfliktparteien
den aufeinander zurasenden Autofahrern ver-
gleichbar. Nur dadurch, daß der eine und/
oder der andere aus dem irrsinnigen Wett-
streit aussteigt, erscheint ein Überleben mög-
lich. Es gilt also nicht, die Konfrontation, die
militärische Rivalität erfolgreich durchzuste-
hen (wie die Philosophie der Sicherheit durch
Rüstungsstärke gebietet) oder in Grenzen zu
halten (wie es gemäß der Philosophie durch
Rüstungsgleichgewicht erforderlich wäre),
sondern statt dessen die militärische Rivalität
durch Verweigerung der dazu nötigen Rü-
stung überhaupt zum Erliegen zu bringen.
Nur so läßt sich, dieser Ansicht zufolge, der
allein ausschlaggebende Faktor, nämlich das
Kriegsrisiko, beherrschen.



III. Postulat des Rüstungsgleichgewichts
im Sinne einer militärischen Parität

Die Leitvorstellung des Gleichgewichts wird
weithin so verstanden, daß um der Kriegsver-
hütung willen ein Gleichstand der militäri-
schen Kräfte (Parität) erforderlich sei. Wer auf
dieser Basis den NATO-Doppelbeschluß kriti-
siert, meint, daß ein militärischer Gleichstand
bestehe und daß daher die vorgesehene Neu-
stationierung westlicher Raketen zu einer un-
zulässigen Überlegenheit des Westens führen
würde. Er kann sich darauf berufen, daß die
sowjetische Führung stets, seit Breschnew am
6. Mai 1978 in Bonn den Grundsatz der mili-
tärischen Parität mit seiner Unterschrift be-
kräftigt hat1), von der Existenz eines „annä-
hernden Gleichgewichts" ausgegangen ist.
Von der NATO freilich ist diese Darstellung
des Kräfteverhältnisses ebenso dauerhaft be-
stritten worden. Zur Klärung muß man auf die
Stärke-Angaben beider Seiten zurückgreifen.

3) Vgl. die Antwort Breschnews und seiner Berater
auf eine entsprechende Frage von Bundeskanzler
Schmidt während dessen Besuch in Moskau am
30.6. 1980 1t. nicht-amtlichem Gesprächsprotokoll,
wiedergegeben in: Die Welt vom 7.7. 1980.

Bis Anfang 1981 lagen nur westliche Daten
vor. Ab 1981 läßt Moskau verlauten, daß die
UdSSR und die NATO-Staaten in Europa je-
weils ca. 1 000 Systeme (Startgeräte) besäßen.
Zunächst wurde diese Zahl nicht näher aufge-
schlüsselt oder erläutert. Dabei hieß es gele-
gentlich, daß der Westen über das Eineinhalb-
fache an Sprengköpfen verfüge2). Die amtli-
chen westlichen Stellen machen eine völlig
andere Rechnung auf. Demnach liegt die Zahl
der land- und seegestützten amerikanischen
Nuklearflugzeuge in und um Europa nur we-
nig über 200, während die UdSSR etwa über
das Dreifache verfügt. Mit rund 175 moder-
nen SS-20-Startgeräten und 380 älteren SS-4/
5-Systemen auf dem europäischen Territo-
rium der UdSSR im Sommer 1981 besaßen sie
ein vollständiges Monopol gegenüber dem
westlichen Bündnis. Allerdings befinden sich
im französischen Arsenal 18 landgestützte
Raketensysteme, die nach amerikanisch-so-
wjetischem Einvernehmen bei SALT wie die

1scherwow 1t. APN vom 18.6. 1981.

sowjetischen SS-20, SS-4 und SS-5 als Mittel-
streckenWaffen gelten können.
Nach sowjetischer Auffassung jedoch sind in
den Vergleich weitere 144 seegestützte Rake-
tensysteme Großbritanniens und Frankreichs
einzubeziehen, wofür die UdSSR ihrerseits 18
seegestützte SS-N-5 in der Ostsee— nicht
aber die SS-N-5 im Eismeer — einzurechnen
bereit ist. Die Regierungen der NATO-Staa-
ten machen gegen die Einbeziehung der briti-
schen und französischen Systeme sowohl mi-
litärische als auch politische Gründe geltend.
Nach den SALT-Kriterien sind die seege-
stützten Systeme der beiden westeuropäi-
schen Länder — anders als die veralteten SS-
N-5, die Moskau bei SALT als unbedeutend
dargestellt hat — den Interkontinentalwaffen
zuzuzählen. Demzufolge haben auch die so-
wjetischen Führer die britischen und französi-
schen Systeme bis 1980 ausdrücklich nicht in
die Mittelstreckengleichung eingeordnet3).
Das wird nach westlicher Ansicht den politi-
schen Verhältnissen gerecht: Die britischen
und französischen Systeme unterliegen natio-
naler Verfügungsgewalt und stehen dem
westlichen Bündnis nicht für Zwecke der ge-
meinsamen Abschreckung mittels eskalatori-
scher Optionen zum Schutz der nichtnuklea-
ren Mitgliedsländer zu Gebote. Wie die seit-
herigen sowjetischen Vorschläge bei den
Genfer Verhandlungen erkennen lassen, will
der Kreml durch Einrechnung der britischen
und französischen Systeme den USA bzw. der
NATO einseitig jede kontinental-strategische
Kapazität nehmen (Verlangen nach numeri-
schem Gleichstand zwischen britischen/fran-
zösischen und sowjetischen Systemen in Eu-
ropa bei Nullstand für die euro-strategischen
Waffen der USA).
Strittig ist auch das Zählkriterium. Bei den
Raketen gibt es drei verschiedene Meßgrö-
ßen: Startgeräte (Systeme), Raketen und
Sprengköpfe. Als Startgeräte bezeichnet man
die Abschußplattformen. Das sowjetische
Kaltstartverfahren gestattet es u. a. bei der
SS-20, nacheinander mehrere— nämlich bis
zu vier — Raketen von einer Plattform abzu-
feuern (Nachladbarkeit). Eine Rakete wie-



derum kann — was nochmals allein für das
Mittelstreckensystem SS-20 zutrifft— meh-
rere (drei) unabhängig voneinander ins Ziel
zu lenkende Sprengköpfe besitzen (MIRV =
Multiple Independently Targetable Reentry
Vehicle)). Nach westlicher Ansicht geht es
nicht an, Startgeräte mit jeweils einer Rakete
und einem Sprengkopf Startgeräten mit je-
weils mehreren Raketen und Sprengköpfen
gleichwertig gegenüberzustellen, wie es von
sowjetischer Seite geschieht In neuester Zeit
hat zwar Generalsekretär Andropow die Be-
reitschaft ausgedrückt, auch die Sprengkopf

4

-
zahlen zu berücksichtigen, doch blieb dabei
nicht nur das Nachladbarkeitsproblem unbe-
rücksichtigt, sondern es veränderte sich auch
nicht die bis dahin in Moskau festgelegte Ost-
West-Stärkerelation, weil für die westlichen
Staaten entsprechend vergrößerte Spreng-
kopfzahlen in Ansatz gebracht wurden (Zäh-
lung westlicher MRV-Streusprengköpfe
[MRV = Multiple Reentry Vehicle; die
Sprengköpfe können nicht unabhängig ver-

schiedene Ziele ansteuern], die nach den ver-
einbarten SALT-Kriterien als Einfachspreng-
köpfe zu gelten haben, als MIRV-Mehrfach.
Sprengköpfe; Behandlung britischer und fran-
zösischer Rüstungsplanungen im MRV-Be-
reich als bereits eingetretene MIRV-Wirk-
lichkeit)4).

2.11.

5) Andropow erklärte am 3.5. 1983, man könne
auch die Sprengköpfe zählen (Prawda vom 4.5.
1983). Nach früheren Angaben der sowjetischen
Führung gegenüber dem SPD-Kanzlerkandidaten
Vogel sind jedoch für die westlichen Systeme weit
mehr Sprengköpfe anzusetzen, als dies nach den
SALT-Kriterien angemessen wäre — z. B. für 162
britische und französische Raketen ohne MIRV, die
nur 162 Sprengköpfe tragen, 464 Sprengköpfe (Pro-
tokoll von Botschafter Meyer-Landrut, wiedergege-
ben in: Quick vom 27. 1. 1983, S. 20). Am 10.5.1983
bestätigte Andropow, daß die Zählweise nach
Sprengköpfen die vorher geforderten Verminde-
rungsrelationen nicht verändern dürfe (Andropows
Antwort auf Fragen finnischer Gesellschaftsorgani-
sationen, gesendet von Radio Moskau in russischer
Sprache am 10.5. 1983).
6) Vgl. u. a. C. Bertram, Neue Ansätze der Rü-
stungskontrolle, in: E. Forndran/P. J. Friedrich
(Hrsg.), Rüstungskontrolle und Sicherheit in Euro-
pa, Bonn 1979, S. 337—346; K-P. Stratmann, NATO
Strategie in der Krise?, Baden-Baden 1981, S.345;

Eine weitere Streitfrage ist, ob nur die im
europäischen Raum stationierten oder aber
die weltweit vorhandenen Mittelstreckenwaf-
fen gegeneinander aufgerechnet werden sol-
len. Die sowjetische Führung fordert eine Be-
grenzung auf Europa. Das würde ihr die Mög-
lichkeit verschaffen, mit einem Teil der jen-
seits des Uralgebiets in Sibirien stationierten,
nicht-gezählten SS-20 Westeuropa zu errei-
chen. Außerdem dürfte die UdSSR bald die
Möglichkeit haben, die SS-20 statt wie bisher
in ein bis drei Wochen innerhalb von ebenso
vielen Tagen über Tausende von Kilometern
hinweg zuverlegen. Die westlichen Regierun-
gen halten daher ein Abkommen über welt-
weite Begrenzung für notwendig.

IV. Rüstungsgleichgewicht als Ausgewogenheit
der militärischen Optionen

Die Auffassung, daß militärisches Gleichge-
wicht ein Gleichstand der Militärpotentiale
sei, ist problematisch. Strukturgleiche Streit-
kräfte, deren identische Komponenten man
gegeneinander abzählen könnte, gibt es nicht.
Unterschiedlich sind auch die Erfordernisse,
die sich aus unterschiedlichen geostrategi-
schen Positionen und militärischen Opera-
tionsdoktrinen ergeben. Viele Sicherheitsex-
perten leiten daraus den Schluß ab, daß es
nicht so sehr auf die Waffen- und Truppenbe-
stände schlechthin als vielmehr auf deren An-
gemessenheit im Blick auf die jeweils ange-
strebten Ziele ankomme. Welche Seite — der
Angreifer oder der Verteidiger — besitzt vor-
aussichtlich die Fähigkeit, das gesetzte Ziel
zu erreichen? Die Geschichte ist voll von Bei-
spielen, in denen Angreifer wie Verteidiger
mit Kräften unterhalb des Gleichstandes er-
folgreich Krieg führen konnten, weil sie
durch objektive Umstände, durch ein beson-
ders zweckentsprechendes Instrumentarium,
hervorragenden Einsatz der vorhandenen
Mittel oder ähnliche Faktoren begünstigt wa-
ren. Das hat viele Sicherheitsexperten davon

überzeugt, man müsse das Urteil über militä-
rische Verhältnisse auf eine Einschätzung der
militärischen Optionen gründen. Die voraus-
sichtlichen militärischen Handlungsmöglich-
keiten sollten den entscheidenden Maßstab
bilden: Inwieweit könne eine Seite die andere
bedrohen, ohne daß diese das mit einer ange-
messenen Gegenbedrohung abzublocken ver-
möge?6)



Eine häufig ausgesprochene Sorge lautet, daß
die USA vom Konzept der wechselseitigen
Abschreckung zwischen Ost und West abge-
rückt seien und nunmehr ihre militärischen
Vorbereitungen an einer Kriegführungsstra-
tegie orientierten. Damit verbindet sich die
Vorstellung, daß das Gleichgewicht der mili-
tärischen Optionen zerstört werde, weil eine
Seite gegenüber der anderen eine über
Kriegsverhinderung hinausgehende Hand-
lungsmöglichkeit für sich beanspruche und
damit eine die gegnerische Kriegsverhü-
tungsfähigkeit in Frage stellende zusätzliche
Option gewinne. Hinter dieser Befürchtung
steht die Logik, daß diejenige Seite, die ein
Monopol an Kriegführungsfähigkeit besitze,
Einschüchterung und Erzwingung ausüben
könne: Die andere Seite müsse den Kriegsfall,
den allein sie zu fürchten habe, unbedingt zu
vermeiden suchen und daher die ihr abver-
langten Zugeständnisse machen. Der Gleich-
gewichtsbegriff, der hier zugrunde gelegt
wird, heißt wechselseitige Abschreckung
durch die Fähigkeit beider Seiten, den Geg-
ner im Kriegsfälle mit unannehmbarem Scha-
den zu bestrafen und/oder einander militä-
rischen Erfolg zu versagen.
Die Ansicht, daß die USA ihr Handeln nicht
mehr auf Abschreckung, sondern Kriegfüh-
rung ausrichteten, wird wesentlich mit Hin-
weisen auf nuklearstrategische Counterforce-
Konzepte begründet Seit Anfang bis Mitte
der siebziger Jahre, so heißt es, seien die
Amerikaner von dem Abschreckungsgrund-
satz abgegangen, daß man zwar die zivile Ge-
sellschaft, nicht aber die Vergeltungswaffen
der anderen Seite physisch bedrohen müsse,
um so dem potentiellen Gegner zugleich jede
etwaige Lust zum Krieg zu nehmen und ihn
auf seine eigene Abschreckungs-, weil Ver-
geltungsfähigkeit vertrauen zu lassen. „Wer
zuerst schießt, stirbt als zweiter." Dieses
Gleichgewicht der Optionen, das jeder Seite
kriegerische Handlungsmöglichkeiten ohne
ein begleitendes Risiko der Selbstzerstörung
verwehrt, erscheint beispielsweise durch
amerikanische Vorkehrungen zur Bekämp-
fung der sowjetischen Abschreckungs- und
Vergeltungswaffen gefährdet Wenn die Ka-
pazitäten der UdSSR durch einen Erstschlag
ausgeschaltet oder stark eingeschränkt wür-
den, hätten die USA im Unterschied zur So-
wjetunion von dem folgenden Krieg nichts
mehr zu befürchten.
Diese These ist nicht ohne Widerspruch ge-
blieben. Zunächst wird darauf verwiesen, die
sowjetische Führung verfüge doch gegenwär-

tig noch weit mehr als in den fünfziger Jahren
über die Gegenabschreckung, daß sie im
Kriegsfälle die amerikanische Macht indirekt
durch die physische Vernichtung der europäi-
schen NATO-Verbündeten in nicht mehr ak-
zeptabler Weise schwächen könnte. Vor al-
lem aber wird geltend gemacht, daß die ame-
rikanische Sicherheitsstrategie nicht richtig
beurteilt werde. Zum einen handele es sich
um eine Reaktion auf vorausgegangene Ent-
wicklungen der sowjetischen Strategie. Maß-
gebliche amerikanische Sowjetologen, Sicher-
heitsexperten und Politiker sind seit Mitte
der siebziger Jahre zunehmend zu der Über-
zeugung gelangt, daß die politischen und mili-
tärischen Führer der UdSSR den Leitgedan-
ken der Abschreckung niemals akzeptiert ha-
ben ).7
In der Tat weisen sowjetische Publikationen
aus, daß der Kreml die westliche Abschrek-
kungspolitik zwar respektiert, solange und so-
weit sie Realität ist, aber zugleich nach Kräf-
ten um ihre Diskreditierung und Beseitigung
bemüht ist, weil als Test der Sicherheit allein
der — als Möglichkeit ernst genommene —
Kriegsfall erscheint. Dementsprechend gilt in
Moskau eine „ausreichende Verteidigung" als
entscheidendes Erfordernis: In jeder kriegeri-
schen Situation sollen das eigene überleben,
die Zurückschlagung des Gegners und dessen
schließliches Niederringen so weit wie mög-
lich gewährleistet sein — was eine Marge an
einseitigem militärischen Vorteil voraus-
setzt7). Seit der Spätzeit Carters, der sein Amt
als engagierter Befürworter von Konzepten
militärischer Zurückhaltung angetreten hatte,
wird diese Einschätzung in Washington allge-
mein geteilt. Die praktische Schlußfolgerung
der Amerikaner lautet, daß man die militäri-
sche Herausforderung, die in dem sowjeti-
schen Verhalten liege, nicht unbeantwortet
lassen könne. Die USA müßten, wenn ihre
Abschreckung gegenüber der UdSSR nicht
unglaubwürdig und damit wirkungslos wer-
den solle, der sowjetischen Kriegführungsfä-



higkeit ein Gleiches entgegenstellen und so
die Ausgewogenheit der sicherheitspoliti-
schen Optionen auf beiden Seiten wiederher-
stellen.
Gegen diese Darstellung erhebt sich der Ein-
wand, daß in Washington schon früher amt-
lich von „Counterforce" die Rede gewesen sei.
Mithin habe man längst vor Carter an eine
Schadensbegrenzung durch Dezimierung des
gegnerischen Vergeltungspotentials — also
an den Erwerb einer Kriegführungsfähigkeit
gegenüber der UdSSR — gedacht. Dieser
These stehen die Ergebnisse einer jüngeren
amerikanischen Untersuchung entgegen. Der
Verfasser ist den sicherheitspolitischen An-
fängen der Carter-Administration nachgegan-
gen und hat dabei sozusagen als Nebenpro-
dukt eine bis dahin vorhandene, nahezu to-
tale Unvorbereitetheit der USA auf den Kern-
waffenkrieg entdeckt. Carter hatte nämlich,
als er die Präsidentschaft übernahm, erstmals
angeordnet, die im Nuklearkriegsfalle vorge-
sehenen Maßnahmen praktisch durchzuspie-
len, um damit seine Überzeugung von dem
großen Sicherheitspolster seines Landes zu
belegen. Der Test erbrachte jedoch ein ande-
res Resultat— nämlich ein totales Desaster,
das einen amerikanischen General zu der Be-
merkung veranlaßte, die UdSSR hätte, wenn
es ernst gewesen wäre, die nukleare Ausein-
andersetzung mit den USA nach allen Beur-
teilungskriterien militärisch gewonnen. Diese
ernüchternde Erfahrung wurde in der Folge-
zeit zu einem entscheidenden Motiv für den
Entschluß, von dem wenig reflektierten Ver-
trauen auf die Abschreckungswirkung des ei-
genen Kernwaffenarsenals Abschied zu neh-
men und sich analog zu den in der UdSSR
getroffenen Vorkehrungen auf die Eventuali-
tät des Kriegsfalles einzustellen. Nur wenn
der sowjetischen Führung die Aussicht darauf
verwehrt werde, daß ihr Land einen nuklear-
strategischen Krieg im Unterschied zu den
USA notfalls noch aushalten könnte, sei die
wechselseitige Abschreckung weiterhin ge-
währleistet9).
Die amerikanische Hinwendung zu einer Ab-
schreckungsstrategie, die den Hinweis auf die

eigene Fähigkeit zu eventueller Kriegführung
einschließt, ist nach Ansicht vieler Kritiker in
den USA noch nicht folgerichtig genug voll-
zogen worden. Das Argument richtet sich ge-
gen die von Präsident Carter proklamierte
und von seinem Nachfolger Reagan übernom-
mene Abschreckungsdoktrin der „entgegen-
wirkenden Strategie" (countervailing strate-
gy) 10). Theorie und Praxis gemäß dieser Dok-
trin, so lautet der Vorwurf, hätten das alte
Dogma, daß die Abschreckung allein auf die
Fähigkeit zur „Bestrafung" der anderen Seite
mit unannehmbarem Schaden zu gründen sei,
nur sehr unvollkommen überwunden. Man
habe zwar neben der Bestrafung des poten-
tiellen Gegners auch die Verwehrung militä-
rischer Erfolge von seiner Seite11) in das In-
strumentarium der Abschreckung aufgenom-
men. Es fehle jedoch das erforderliche dritte
Element — nämlich die Konfrontation der an-
deren Seite mit der Aussicht, daß man, wenn
es zum Kriege käme, diesen auch durchste-
hen könne. Erst wenn man diese Fähigkeit
besitze, stehe man auf der gleichen Ebene mit
der UdSSR und sei vor der Gefahr sowjeti-
scher Kriegsandrohungen und Einschüchte-
rungsmanöver geschützt. Diese Konsequenz
ist freilich vom amtlichen Washington bisher
nicht vollzogen worden: Die nach wie vor gül-
tige Doktrin sieht keine gewährleistete ame-
rikanische Fähigkeit zum überleben in einem
weltweiten Kernwaffenkrieg vor12). ,



V. Besorgnisse hinsichtlich der militärischen Ausgewogenheit
im regionalen Rahmen

Seit das Stationierungsvorhaben der NATO
vom Dezember 1979 in der westeuropäischen
Öffentlichkeit diskutiert wird, ist immer wie-
der die Befürchtung laut geworden, die Ame-
rikaner könnten auf dieser Grundlage einen
auf Europa begrenzten Nuklearkrieg erwägen
bzw. riskieren. Dahinter steht die Vorstellung,
daß die USA, solange sie auf dem europäi-
schen Schauplatz kontinental-strategisch in
der Hinterhand seien, automatisch mit ihrem
interkontinental-strategischen Arsenal zum
Schutz ihrer Verbündeten engagiert seien.
Sobald aber Washington in Europa über aus-
reichende Gegenpotentiale zur sowjetischen
Mittelstreckenrüstung verfüge, könne es an
eine regional begrenzte Kriegführung denken
und demgemäß eine „Europäisierung des nu-
klearen Risikos" ins Auge fassen. Das würde
auf eine sicherheitspolitische Abkopplung
der westeuropäischen Länder von den USA
hinauslaufen: Eine wechselseitige Abschrek-
kung gäbe es nur noch im Verhältnis zwi-
schen den beiden Weltmächten, während ein
Ost-West-Krieg, der das nordamerikanische
Territorium aussparen würde, für die USA mit
keinem unnannehmbaren Risiko verknüpft
wäre. Die auf Westeuropa erweiterte Ab-
schreckung der Vereinigten Staaten wäre auf-
gehoben. Beide Weltmächte könnten unge-
straft einen konventionellen und nuklearen
Krieg in Europa führen. Als die einzige euro-
päische Macht, die den Krieg nicht zu fürch-
ten hätte, könnte dann die UdSSR mit militä-
rischen Drohungen Druck auf die anderen
Länder ausüben.
Eine derartige Annahme steht zu den Absich-
ten im Widerspruch, die sich mit dem NATO-
Beschluß vom Dezember 1979 verbinden. Be-
reits seit Anfang der siebziger Jahre zeich-
nete sich ab, daß die in Großbritannien statio-
nierten amerikanischen Mittelstreckenflug-
zeuge wegen der zunehmend vervollkomm-
neten Luftabwehr des Warschauer Pakts eine
ständig abnehmende Chance zum Eindringen
bis über sowjetisches Gebiet haben. Die west-
liche Fähigkeit, im Kriegsfälle die Bedrohung
Westeuropas durch vorrückende östliche
Streitkräfte mit Nuklearschlägen gegen die
UdSSR zu beantworten und damit im voran-
gehenden Krisenfalle die sowjetische Füh-
rung überhaupt vom möglichen Entschluß
zum Krieg abzuschrecken, ist demnach im
Schwinden begriffen. Das jedoch führte, als
nie NATO 1974 mit der Beratung von Gegen-

maßnahmen zur wachsenden sowjetischen
Rüstung begann, zunächst nicht zu euro-stra-
tegischen Überlegungen. Der entscheidende
Anstoß kam im Oktober 1977 von Bundes-
kanzler Schmidt. In einer vielbeachteten
Rede vor dem Londoner Institut für strategi-
sche Studien wies er auf das Problem hin, das
unter der Bedingung einer interkontinental-
strategischen Parität durch einseitiges sowje-
tisches Rüsten auf den darunter liegenden
Ebenen entstanden sei. Eine solche „Grauzo-
ne" sei auch bei den Mittelstreckenwaffen zu
erkennen. In der Öffentlichkeit wurde
Schmidts These wesentlich durch Hinweise
auf den Aufwuchs sowjetischer „Backfire“-
Bomber und SS-20-Raketen illustriert. Worum
es dem Bundeskanzler ging, machte er in Ge-
sprächen mit der amerikanischen Regierung
deutlich: Die Mittelstreckenrüstungen sollten
nicht außerhalb der wechselseitigen SALT-
Begrenzung bleiben; das zwischen den beiden
Weltmächten zu vereinbarende strategische
Gleichgewicht sollte auch die regionalen Po-
tentiale einschließen und so die UdSSR in Eu-
ropa auf ein erträgliches Maß beschränken.
Präsident Carter war jedoch nicht willens,
SALT unnötigerweise (wie er meinte) zu kom-
plizieren. Nach langem Zögern war er auf
westeuropäisches Drängen hin bereit, eine
Gegengewichtslösung in Form zusätzlicher
amerikanischer Stationierungen auf westeu-
ropäischem Boden zu akzeptieren. Seit dem
ausgehenden Winter 1979 beriet die NATO
über die Einzelheiten. Anregungen amerika-
nischer Militärs, dem sowjetischen Mittel-
streckenpotential ein gleich starkes Arsenal
entgegenzusetzen, scheiterten am Wider-
spruch sowohl der Westeuropäer als auch der
zivilen Instanzen in Washington. Die Ent-
scheidung, ein zwar substantielles, gleichwohl
aber unterlegenes Potential aufzubauen, war
wesentlich durch die Erwägung motiviert, daß
man nicht die Option eines auf Europa be-
grenzbaren Nuklearkrieges schaffen dürfe. Es
gehe darum, der sowjetischen Führung zu de-
monstrieren, daß im Falle einer militärischen
Bedrohung Westeuropas an Ort und Stelle
amerikanische Systeme bereitstünden und
daher aller Wahrscheinlichkeit nach in die
Auseinandersetzungen hineingezogen wer-
den würden. Im Blick auf Moskau solle die
Kopplung zwischen der westeuropäischen Si-
cherheit und dem amerikanischen Interkonti-
nentalarsenal verstärkt werden.



Die im NATO-Beschluß vorgesehenen Maß-
nahmen wurden auf diese Logik abgestimmt.
572 Flugkörpersysteme der NATO mit ebenso
vielen Sprengköpfen können kein kontinen-
tal-strategisches Duell mit den sowjetischen
Raketen gleicher Reichweiten aufnehmen,
weil diese ein Mehrfaches an Sprengköpfen
haben. Die westliche Seite würde sich damit
auf eine Auseinandersetzung einlassen, bei
der sie in jedem Fall den kürzeren ziehen
würde. Sinnvoll ist die vorgesehene Stationie-
rung von 108 Pershing 2 und 464 Marschflug-
körper in Westeuropa nur, wenn die sowjeti-
sche Führung mit ihnen die Gefahr eines
weltweiten nuklearen Schlagabtauschs ver-
bunden sieht und daher Situationen ihres
möglichen Einsatzes zu vermeiden sucht. Dies
ist die beabsichtigte Wirkung, die nach An-
sicht der Stationierungsbefürworter den
Kopplungseffekt ausmacht, der den Frieden
auch angesichts eines überlegenen militäri-
schen Potentials der UdSSR in Europa zu si-
chern geeignet ist.
In dieser Sicht können die Westeuropäer
schwerlich auf ein Zwischenglied verzichten,
das die Lücke zwischen dem konventionellen
bzw. taktisch-nuklearen Gefechtsfeld ) einer-
seits und der Abschreckungsebene der ameri
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-
kanischen und sowjetischen Interkontinental-
waffen andererseits schließt. Denn das Enga-
gement der USA auch bei äußerstem Risiko
für sich selbst die eigene Abschreckungs-
macht zur Abwendung von Existenzbedro-
hungen der westeuropäischen Verbündeten
einzusetzen, ist nach dieser Ansicht nicht
automatisch gewährleistet: Die „entgegenwir-
kende Strategie" sieht keine Alles-oder-
Nichts-Eskalation vom konventionellen oder
taktisch-nuklearen Gefechtsfeld auf die inter-
kontinentale Ebene vor, sondern setzt ein
lückenloses Instrumentarium selektiver Eska-
lationsmöglichkeiten voraus. Aufmerksame

Beobachter der inneramerikanischen Szene
weisen zudem darauf hin, wie außerordent-
lich gewagt es sei, unter allen Umständen und
ohne konkrete Unterpfänder mit einem „ver-
meintlichen heiligen und stets vernünftigen
Egoismus Amerikas" zu rechnen, der, was im-
mer auch komme, Westeuropa als Gegenge-
wicht zur UdSSR mit allen Mitteln zu stützen
genötigt sei14).
Das gelte um so mehr, als die sowjetische
Politik auf Abkopplung Westeuropas von
Nordamerika abziele15). Dieser Trend werde
unter anderem von der sowjetischen Mittel-
streckenrüstung vorangetrieben. Die ameri-
kanischen Nuklearflugzeuge in Großbritan-
nien könnten ihren Auftrag, einen etwaigen
Krieg in Mittel- und Westeuropa auf sowjeti-
sches Territorium zurückschlagen zu lassen,
in absehbarer Zeit nicht mehr erfüllen. Sie
bedürfen eines Ersatzes durch weniger ab-
schußgefährdete Systeme. Auch müsse man
die stark angewachsene Gefechtsfeld-Überle-
genheit des Warschauer Pakts durch verbes-
serte westliche Fähigkeiten zur Bekämpfung
der den östlichen Angriffsspitzen folgenden
Truppenverbände in Frage stellen, um Mos-
kau jeden eventuellen Entschluß zu Krieg
und Offensive von vornherein zu verleiden.
Schließlich komme es darauf an, die durch die
SS-20 geschaffene sowjetische Fähigkeit zu
einem Entwaffnungserstschlag gegen West-
europa wieder mit einem langfristig glaub-
würdigen Risiko für die UdSSR zu belasten.
Nur wenn die USA der von der Sowjetunion
in Aussicht gestellten Bedrohung ihrer west-
europäischen Verbündeten ein wirksames
Abschreckungshemmnis in Gestalt moderner
Flugkörper auf westeuropäischem Boden ent-
gegenstellen könnten, sei Europa vor der Ge-
fahr sowohl einer kriegerischen Versuchung
als auch politischer Druckausübung auf seifen
Moskaus dauerhaft und zuverlässig ge-
schützt.

)



VI. Westliche Bedrohungsoptionen gegenüber der UdSSR
als Thema der westeuropäischen Friedensdiskussion

Es ist eine auffallende Erscheinung der ge-
genwärtigen Diskussion, daß die Frage, ob die
UdSSR durch die vorgesehene westliche
Flugkörperstationierung einer unzumutbaren
Bedrohung ausgesetzt werde, eine wichtige
Rolle spielt. Teile der westeuropäischen Öf-
fentlichkeit folgen der sowjetischen Darstel-
lung, daß Pershing 2 und Marschflugkörper
die östliche Weltmacht mit der Gefahr eines
westlichen Erstschlags konfrontierten. In al-
ler Regel wird dies mit Hinweisen auf die
kurze Flugzeit der Pershing 2 begründet:
Nach dem Abschuß der Rakete würde der
UdSSR eine Warnzeit von drei, fünf oder
sechs Minuten bis zum Einschlag verbleiben,
so daß es zu keinerlei Gegenmaßnahmen
mehr kommen könne. Die westliche Waffe
würde ihre Ziele erreichen, ohne daß man
sich dort vorher irgendwie zu schützen ver-
möchte und Vergeltungsschläge auszulösen
in der Lage sei. Diese Argumentation läuft auf
die These hinaus, die Sowjetunion unterliege
damit der Drohung einseitig-augenblickli-
chen Ausgeschaltetwerdens. Die sowjetische
Fähigkeit zum Vergeltungsschlag — mithin
zur Abschreckung der NATO — erscheint in
Frage gestellt. Diese These ist nacheinander
in verschiedenen Variationen geltend ge-
macht worden. Zuerst hieß es, der UdSSR
drohe von Westeuropa eine schlagartige Zer-
störung ihrer Interkontinentalwaffen, mit de-
nen der amerikanische Urheber getroffen
werden könne. Als die Befürworter der amtli-
chen westlichen Sicherheitspolitik einwand-
ten, 108 Pershing 2 mit einer Reichweite von
nur 1 800 km könnten unmöglich die weiträu-
mig bis zur Beringstraße verteilten ca. 2 400
interkontinentalen Abschußplattformen der
UdSSR oder auch nur die reichlich halb so
vielen landgestützten Interkontinentalrake-
tenstartgeräte (die zu ca. 90% östlich von
Moskau stationiert sind) vernichten, änderte
sich die Argumentation. Nunmehr erschienen
die — weniger zahlreichen — sowjetischen
Kommando-, Kontroll- und Kommunikations-
zentralen (K3) bedroht, die den Einsatz der
nuklearstrategischen Systeme (einschließlich
des „Backfire" und der SS-20) steuern. Auch
das erwies sich als unhaltbar: Die K3-Zentra-
len der UdSSR sind, wie sich herausstellte,
nur zum geringen Teil in den westlichen Mili-
tärbezirken untergebracht und befinden sich
in regionaler Zuordnung zu den entsprechen-

en Systemen überwiegend östlich der Wolga

und des Ural. Da kommt die Pershing 2 von
vornherein gar nicht hin. Im übrigen betonen
maßgebliche Militärexperten, daß aller Grund
zu der Annahme bestehe, daß nicht nur die
see-, sondern auch die landgestützten Rake-
ten der UdSSR mit Zielprogrammen ausge-
stattet seien, auf die bei unterbrochener Ver-
bindung zu den Leitzentralen zurückgegriffen
werden könne. Die von ihnen ausgehende
Gefahr wäre daher keineswegs gebannt, falls
die Leitzentralen tatsächlich ausgeschaltet
werden könnten.
Dieses Diskussionsergebnis hat eine noch-
mals veränderte Darstellung ausgelöst. Aus-
gangspunkt der Argumentation ist die These,
daß die USA — im Gegensatz zur UdSSR —
eine Strategie und Technik des nuklearstrate-
gischen Erstschlags entwickelt hätten. Die
kommende Generation der amerikanischen
Interkontinentalraketen sei dazu bestimmt,
einen Kernwaffenüberfall auf die Sowjetunion
zu ermöglichen und diese dann mit einem
Schlag nuklear wehrlos zu machen. In der
Zwischenzeit, die bis dahin noch bleibe, wolle
Washington diese Mission den Pershing 2 in
Westeuropa übertragen. Dieses Waffensy-
stem sei wegen seiner Verwundbarkeit im
Kriegsfälle kaum zu gebrauchen und biete
sich daher nur für den Zweck eines plötzli-
chen Schlages gegen die sowjetischen Herr-
Schafts- und Verwaltungszentralen mitten im
Frieden an. Mit 108 Sprengköpfen, bei deren
Abschuß der anderen Seite keinerlei Reak-
tionszeit verbleibe, lasse sich das mühelos be-
werkstelligen. Das amerikanische Kalkül (das
freilich nur mit dem Hinweis auf eine viel-
leicht so deutbare kurze Artikel-Äußerung ei-
nes „Consultant“ — also ein gelegentlich um
Stellungnahmen und Kommentare gebetener
Außenstehender — einer zweitrangigen Wa-
shingtoner Behörde belegt wird) sei, den Viel-
völkerstaat UdSSR mittels „Enthauptung“ in
seine Bestandteile zu zerlegen und so poli-
tisch wie militärisch zu paralysieren.
Gegen diese Darlegung sind zahlreiche Ein-
wände erhoben worden. Die Erstschlagsdro-
hung, die im Falle der UdSSR beklagt werde,
bestehe längst umgekehrt für Westeuropa.
Die Pershing 2, so heißt es weiter unter Beru-
fung auf die amtlichen Planungen der NATO,
ist im Gegensatz zu den nur als Zweitschlags-
waffe brauchbaren langsamen Marschflugkör-
pern auf eine die sowjetische Hauptstadt aus-
schließende Reichweite begrenzt worden. Es



erscheint auch allen Kennern der zwischen-
staatlichen Szene gleichermaßen unvorstell-
bar, daß irgendeine Führung — sei es nun die
der USA, der UdSSR oder eines anderen Lan-
des — einen nuklearstrategischen Schlagab-
tausch aus völlig heiterem Himmel (d. h. ohne
vorangegangene Spannung und Krise) einlei-
ten könnte. Ein Null-Risiko hätte niemand zu
erwarten: Selbst wenn die Spitze einer Seite
tatsächlich abgeschlagen wäre, bliebe eine
umfangreiche nukleare Vergeltung nachge-
ordneter Stellen (die überdies nachfolgende
Kernwaffenschläge befürchten müßten) sehr
wahrscheinlich. Im sowjetischen Falle würde

das um so eher zu erwarten sein, als sich die
Neue Klasse der Nomenklatura beim Zerbre-
chen ihrer inneren Herrschaft unmittelbar
physisch bedroht sähe und daher keinen An-
laß zu nuklearer Zurückhaltung gegenüber
dem Westen im Interesse gemeinsamen
überlebens mehr hätte. Gerade die Amerika-
ner, so wird weiter geltend gemacht, hätten
seit jeher in besonderem Maße das Erforder-
nis betont, einen Gegner niemals bis zur Ver-
zweiflung zu treiben und zugleich dessen po-
litische Führungsinstitutionen als die allein
friedensfähige Autorität auf der anderen 
Seite zu schonen.

Tabelle 1: Entwicklung des sowjetischen Mittelstreckenraketenpotentials 1977 bis 1983



VII. Rüstungsabstinenz als Alternative zum Rüstungsgleichgewicht
Die Befürworter des Rüstungsgleichgewichts
haben darauf hingewiesen, daß nur dort, wo
die beiden Weltmächte und ihre Verbünde-
ten ohne eine Option risikoloser Kriegfüh-
rung einander unmittelbar gegenüberstehen,
e Frieden erhalten geblieben ist. Das zeige

sich besonders deutlich in Europa. In allen

anderen Regionen (d. h. in der Dritten Welt)
hätten sich weder die Weltmächte und ihre
Verbündeten noch andere Staaten als fried-
lich erwiesen. Auch der Umstand, daß die so-
wjetische Führung die Gebote der „friedlichen
Koexistenz" ausschließlich auf-die Bereiche
der wechselseitigen Abschreckung zwischen



Ost und West anzuwenden bereit sei, erweist
nach dieser Ansicht die Richtigkeit der These
vom Frieden durch Rüstungsgleichgewicht
Derartige Hinweise auf geschichtliche Erfah-
rungen erscheinen einem wachsenden Teil
der westdeutschen Öffentlichkeit nicht mehr
überzeugend. Die paradoxe Logik, daß die für
den Krieg bestimmten Waffen unter bestimm-
ten Bedingungen auch den Krieg verhüten
können, widerspricht dem unmittelbaren Ge-
fühl und gilt daher als problematisch. „Die
Versicherung, die Atomwaffen würden nie
eingesetzt, ist unglaubwürdig: Zwar erfüllt die
Bombe ihre Aufgabe nicht, wenn sie fällt, je-
doch auch nicht, wenn es unmöglich ist, daß
sie fällt, denn dann ist die Drohung leer. Sie
erfüllt ihre Aufgabe nur dann, wenn die Kata-
strophe stets möglich ist, aber nie wirklich
wird. Das ist keine verläßliche Grundlage für
eine künftige Menschheitsgeschichte.“16) Ge-
fordert wird eine Friedenssicherung, welche
die Möglichkeit des Krieges nicht voraus-
setzt, sondern von vornherein ausschließt.
Der Gedanke des Rüstungsgleichgewichts er-
scheint weiterhin vielfach mit Konfrontation
und Verfeindung gleichbedeutend. Denn
Gleichgewicht setzt die Definition eines Ge-
gensatzpaares voraus, weil nur Gegenüberste-
hendes zu einem Verhältnis des Gleichge-
wichts gelangen kann. Auf diese Weise wür-
den die antagonistischen Größen von Ost und
West geradezu erst geschaffen oder zumin-
dest verfestigt. Sie erklärten sich, um ihr je-
weiliges Rüsten zu legitimieren, wechelseitig
zu Quellen der Bedrohung und drängten sich
damit in eine laufend zunehmende Konfron-
tation. Die Idee des Gleichgewichts scheint
demnach auf der Idee der Gegnerschaft zu
beruhen und die Grundlage einer Konfliktdy-
namik zu sein. Außerdem sei das Verhältnis
wechselseitiger Abschreckung durch wettrü-
stensbedingte Instabilität gefährdet. Schließ-
lich müsse man jedes — auch das geringste —
Versagensrisiko der Kriegsverhütung im Ein-
zelfalle auf die Länge der Zeit kumulieren —
und da ergebe sich unter jeder Kriegswahr-
scheinlichkeitsannahme schließlich ein gro-
ßes Risiko. Abschreckung könne daher nur
eine „Gnadenfrist“ schaffen, nicht aber das
Problem dauerhaft lösen.
Unverkennbar liegt dem Widerspruch gegen
das Abschreckungssystem bei vielen — vor

allem bei christlichen Kritikern wie Carl
Friedrich von Weizsäcker oder Erhard Eppler
— ein starkes ethisches Motiv zugrunde. Man
müsse sich dem „Wahnsinn des Rüstens" ent-
ziehen, dem verketzerten Feind mit menschli-
chem Verständnis begegnen und nach allem,
was das deutsche Volk früher getan habe,
eine neuerliche Mitschuld an Krieg und Ver-
nichtung vermeiden. Dabei wird — in begreif-
licher Abscheu gegen die Furchtbarkeit der
modernen Waffenarsenale — vorausgesetzt
daß ein Abbau der Rüstung schlechthin vom
Krieg weg- und zum Frieden hinführe. Jedes
Rüsten erscheint als ein unproduktives Be-
mühen, weil es weder wirtschaftlich wertvolle
Güter hervorbringt noch der ökologischen Si-
cherung menschlicher Daseinsvoraussetzun-
gen dient.
Die Argumente gegen die „Unsinnigkeit“ je-
des Rüstens können nur dann Gültigkeit be-
anspruchen, wenn es eine praktikable Alter-
native gibt. In den radikalen Kreisen der Frie-
densbewegung ist man davon überzeugt, man
könne getrost einseitig abrüsten, weil selbst-
verständlich alle Staaten und Regierungen an
einer Befreiung von den Rüstungslasten in-
teressiert seien und lediglich aus Furcht vor
dem Risiko einseitiger Schritte bisher am Rü-
sten festgehalten hätten. Wenn einer die In-
itiative ergreife, werde das alle animieren.
Andere Abrüstungsbefürworter sind vorsich-
tiger. Sie glauben nicht, daß man nach der
Devise .Alles oder Nichts" handeln könne,
und betrachten das Abrüsten als einen län-
gerdauernden Prozeß, den man gleichwohl
jetzt vorbereiten und in Gang setzen solle.
Man müsse gegenüber der anderen Seite die
eigene Zurückhaltung beim Rüsten glaubhaft
machen und deutliche Zeichen der Bereit-
schaft zu einem wachsenden Waffenverzicht
setzen. Als richtiger Weg dazu erscheinen
Rüstungsstopps und Teilverzichte, über deren
Art und Umfang es freilich stark abweichende
Auffassungen gibt.

Den Konzepten der Rüstungsabstinenz liegt
eine gemeinsame Überzeugung zugrunde:
Wer andere militärisch nicht bedroht, wird
sich auch keiner militärischen Bedrohung
ausgesetzt sehen. Die Auffassungsunter-
schiede betreffen nur die Frage, ob man den
Übergang vom alten Abschreckungssystem
zur neuen Sicherheitsordnung mit einem
Schritt oder in differenzierterer Stufenfolge
erreichen könne. Die grundsätzliche Zuver-
sicht, daß es eine praktikable Alternative zum
Rüstungsgleichgewicht gebe, nimmt unter
den Abrüstungsbefürwortern mit zunehmen-



der Nähe zur politischen Praxis ab. Carl
Friedrich von Weizsäcker wendet sich zwar
gegen das Abschreckungskonzept, macht aber
zugleich seine Übereinstimmung mit dem
Grundgedanken der Abschreckungslogik
deutlich, daß Fähigkeiten zur militärischen
Bedrohung der Paralysierung durch damit ge-
koppelte Fähigkeiten zur Gegenbedrohung
bedürften. Man müsse mit dem Interesse der.
anderen Seite rechnen, „durch Drohung ihre
Überlegenheit festzuschreiben“, so daß eigene
Rüstungszurückhaltung keinen Verzicht der
anderen Seite auf militärische Überlegenheit
und auf offensive Versuchungen herbeiführen
würde. Abrüstungsangebote hätten daher nur
so weit eine Chance, ernsthaft gewürdigt zu
werden, wie die Alternative dazu eine vom
anderen „als bedrohlich empfundene militäri-
sche Verstärkung" sei ) .17

Erhard Eppler bekundet die Überzeugung, die
Bundesrepublik Deutschland könne Selbst
dann, wenn sie ihre Neutralität erkläre und
damit auf jede Bedrohungskapazität verzich-
te, nicht mit Freiheit von Bedrohung rech-
nen 18). Die Autoren des Palme-Berichts gehen
zum einen davon aus, daß das Rüsten an sich
eine Gefahr darstelle und daß der Frieden nur
mittels Abrüstung zu erreichen sei, und for-
dern daher eine Wende zu konstruktivem
Handeln in diesem Sinne, um „einen irrever-
siblen Prozeß zu initiieren, der, einmal in
Gang gekommen, alle Nationen mitreißt, ih-
ren Beitrag zum gemeinsamen überleben zu
leisten". Zum anderen aber sind sie der An-
sicht, daß die Existenz der Kernwaffen und
das daraus für die Kriegführenden folgende
unannehmbare Risiko es ausschließen, den
Krieg „als ein Mittel zur Verfolgung nationa-
ler politischer Ziele in Betracht zu ziehen".
Der Widerspruch zwischen beiden Auffassun-
gen steht augenscheinlich in einem ursächli-
chen Zusammenhang mit der ausdrücklich er-
klärten Unfähigkeit der Palme-Kommission,
die zentrale Frage nach den Gründen des
nuklearen Wettrüstens zu entscheiden ) .
Wenn nicht klar ist, daß das Rüsten schlecht-
hin die Kriegsgefahr nach sich zieht, dann
bleibt offen, ob Kriegsverhütung durch Abrü-
sten oder durch anderes

19

Verhalten zu errei-
chen ist.

20) E. Bahr, Gemeinsame Sicherheit, in: Europa-Ar-
chiv, 37 (1982), 14, S. 421—430 (insbes. S. 422, 425f.).
Vgl. auch die Ausführungen Bahrs vor dem Deut-
schen Bundestag, wiedergegeben in: Das Parlament
vom 24./31.7. 1972, S. 11.

nommission für Abrüstung und Sicherheit, Berlin(West) 1982, S. 17-20 (insbes. S. 23), 158, 34.

Diese Einschätzungsunsicherheit findet auch
in den Aussagen des westdeutschen Kommis-
sionsmitgliedes Egon Bahr deutlichen Aus-
druck. Zwischen Ost und West soll ein Ver-
hältnis „gemeinsamer Sicherheit" entstehen,
damit die Aufrüstung aufhört und der Gegner
zum Partner wird. Dieses neuartige System
beruht jedoch auf der durch die Abschrek-
kung geschaffenen Gewißheit, daß es eine
„gesicherte gegenseitige Vernichtung" gibt
und daß daher jeder seine „Sicherheit nicht
vor dem Gegner, sondern nur noch mit ihm zu
erreichen" imstande ist20). Wovon ist dem-
nach die Friedens- und Sicherheitswirkung zu
erwarten — von einer weiterhin aufrechtzu-
erhaltenden Abschreckung oder von einem
diese ablösenden neuen Verhältnis gemeinsa-
mer Sicherheit? Im ersten Fall würde es sich
um eine Fortsetzung der bisherigen Sicher-
heitsbeziehung handeln. Das würde aber auch
im zweiten Fall gelten — oder die vorgese-
hene Gemeinsamkeit des sicherheitspoliti-
schen Bemühens würde gefährdet, weil die zu
einem friedlichen Zusammenleben zwin-
gende Grundlage, die wechselseitige Unan-
nehmbarkeit des Kriegsfalles, erschüttert
wäre.
Die Auffassung, daß der Frieden in Europa
durch Kopplung mit den sich wechselseitig
abschreckenden Weltmächten USA und
UdSSR gefördert werde, war bis in die siebzi-
ger Jahre in der Bundesrepublik Deutschland
weithin unbestritten. Dann bildete sich jedoch
die gegensätzliche Ansicht heraus, daß die
Ankopplung der Klein- und Mittelmächte an
die beiden Großen ein erhöhtes Kriegsrisiko
nach sich ziehe. Den Weltmächten wird dann,
weil sie das größte Militärpotential besitzen,
auch die größte Kriegsneigung zugeschrie-
ben. Als Beweis dafür deuten die Vertreter
dieser Auffassung die militärischen Verwick-
lungen der Weltmächte in der Dritten Welt.
Hier habe sich eine Spannungsregion entwik-
kelt, die sich deutlich von dem Entspannungs-
gebiet Europa (wo die Klein- und Mittel-
mächte einen stärkeren Einfluß hätten) abhe-
be. Demnach müssen die Europäer in West
und Ost eine größere Distanz zu ihren jeweili-
gen Führungsmächten anstreben, um nicht in
die Gefahr zu geraten, in nahöstliche oder an-
dere kriegerische .Abenteuer" der Großen



hineingezogen zu werden. Die sowjetische
Militärintervention in Afghanistan wird oft
als augenfälliges Exempel bemüht. Diese
Sicht ist mit einem inneren Widerspruch be-
haftet. Egon Bahr sieht das Heil Europas und
vor allem Deutschlands in einer allmählichen
Ablösung von den USA und der UdSSR, baut
aber gleichwohl auf ein unerschütterliches
Engagement der amerikanischen Abschrek-
kungsmacht für die Sicherheit Westeuro-
pas21)-
Die Philosophie der Rüstungsabstinenz be-
sitzt eine große Variationsbreite. In den mei-
sten Fällen gilt das Streben nicht generell der
Abschaffung aller Waffen. Nur die Über-
schreitung bestimmter Rüstungsstände oder
das Vorhandensein bestimmter Waffentypen
erscheinen friedensgefährdend. Vor allem die
nuklearen Arsenale werden als bedrohlich
angesehen. Sie sollen entweder zur Ver-
schrottung kommen oder aber durch die
Schaffung entnuklearisierter Zonen an der
Ost-West-Scheidelinie bzw. durch Verträge
über den wechselseitigen Verzicht auf nu-
klearen Ersteinsatz entschärft werden. Derar-
tige Empfehlungen werden oft — so von Egon
Bahr und Gerard Smith — mit der Konse-
quenz einer konventionellen Mehrrüstung
verbunden, damit ein militärisches Ungleich-
gewicht, das bislang durch die Fähigkeit zur
nuklearen Abschreckung kompensiert wor-
den ist, künftig auf dem weniger gefährlich
erscheinenden Feld der konventionellen
Streitkräfte ausgeglichen wird. Die Überzeu-
gung, daß man vor allem die Kernwaffen be-
kämpfen müsse, erscheint unmittelbar plausi-
bel. Es handelt sich dabei um die fürchterlich-
sten Vernichtungsinstrumente, die bisher ein-
gesetzt worden sind.
Wenn die Kernwaffenarsenale und die darauf
beruhende Abschreckung aufgegeben wür-
den, könnte ein Krieg in Europa wieder führ-
bar erscheinen. Dieser Konsequenz ist sich
vor allem die Denkschule um Carl Friedrich
von Weizsäcker bewußt. Weizsäcker-Schüler
wie Horst Afheldt, Jochen Löser und Alfred
Mechtersheimer haben dementsprechend für
eine konventionelle Verteidigung der Bun-
desrepublik Deutschland plädiert. In Überein-
stimmung mit den friedensethischen Forde-
rungen Carl Friedrich von Weizsäckers be-

kennen sie sich dazu, daß die militärischen
Vorbereitungen und Planungen niemandem
die Perspektive eines unannehmbaren Scha-
dens zumuten dürften. Das ist logisch stim-
mig: Sobald man sich nicht mehr an dem Ziel
der Kriegsverhütung, sondern an der Even-
tualität der Kriegführung orientiert, muß die
Minimierung statt der Maximierung des Risi-
kos das oberste Gebot sein. Das Ergebnis die-
ser Vorgaben sind Entwürfe für eine „alterna-
tive Verteidigung", bei der unter Verzicht auf
jede offensiv verwendbare Technologie dem
angreifenden Gegner ortsfester Widerstand
entgegengesetzt werden soll. Diese Überle-
gungen sind wesentlich als Ausdruck einer
„neuen sicherheitspolitischen Moral" zu wer-
ten.
Einen noch weiterreichenden Verzicht auf
eine militärische Gegenbedrohung der
UdSSR bietet das Modell der „sozialen Vertei-
digung“ an, das seit den sechziger Jahren von
Theodor Ebert propagiert wird. Allerdings hat
sich seither die Funktion, die ihm zugewiesen 
wird, weithin gewandelt. Ursprünglich han-
delte es sich um ein Konzept, das erklärter-
maßen im Falle eines östlichen Angriffs die
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland
gewährleisten sollte. Dementsprechend hieß
es, der eindringende Gegner solle auf dem
einhelligen gewaltfreien Widerstand einer
dafür vorbereiteten Bevölkerung treffen. Kri-
tiker stellten unter anderem die Prämisse ei-
ner monolithischen Geschlossenheit gegen-
über einer rücksichtslos handelnden Besat-
zungsmacht in Frage und hoben die Kontroll-
möglichkeiten der Besetzer angesichts einer
von wenigen zentralen Versorgungseinrich-
tungen abhängigen Bevölkerung hervor22)
Daraufhin ist mittlerweile meist davon die
Rede, daß die Strategie der sozialen Verteidi-
gung gegebenenfalls gegen die Amerikaner
anzuwenden sei oder daß sie als erfolgver-
sprechende Verhaltensweise bei Straßenaus-
einandersetzungen mit landeseigenen Poli-
zeikräften gelten könne.



VII. Die öffentliche Auseinandersetzung
mit den Rüstungsabstinenzthesen

Der Widerspruch gegen das Abschreckungs-
System beruht auf der Voraussetzung, daß
man sich in einer Periode mehr oder minder
wahrscheinlicher Kriegführung befinde und
daher nach der Anwendungsmöglichkeit der
laufend perfektionierten Waffen fragen müs-
se. Nach Ansicht der Rüstungsgleichge-
wichtsbefürworter ist diese Perspektive der
entscheidende Irrtum der Abrüstungsverfech-
ter: Nicht die Waffen brächten die Konflikte
hervor, sondern bestehende Konflikte zögen
Rüstung nach sich. Man zäume das Pferd vom
Schwänze her auf, wenn man das Bewirkte
zum Bewirkenden erkläre. Auf diese Weise
mache man sich in einem Konflikt, welcher
der Bedingung möglichen Waffengebrauchs
unterliege, einseitig wehrlos. Die Argumenta-
tion, die Risiken aufeinanderfolgender
Kriegsverhütungen summierten sich und
führten schließlich zum Kriegsausbruch im x-
ten Falle, trifft auf doppelten Widerspruch.
Zum einen heißt es, was könne man denn tun,
als den — in jedem System konfliktgetrennter
Staaten grundsätzlich möglichen — Krieg zu
verhüten? Ein System, das die Möglichkeit
des Krieges selbst zur Austragung von Kon-
flikten zuverlässig ausschließe, gebe es nicht.
Zum anderen aber gehe es nicht um den im-
mer wieder erneuerten Austausch von Akten
der Bedrohung und Gegenbedrohung (manife-
ste Abschreckung), sondern um eine Bezie-
hungsstruktur wechselseitig sich lahmlegen-
der Bedrohungsoptionen (latente Abschrek-
kung). Dies sei ein System, das den Entschluß
zum Krieg so wirksam wie möglich bremse
und demgemäß friedliche Konfliktaustragung
nahelege.
Die Vorstellung, daß Abrüstung stets glei-
chermaßen dem Interesse aller Seiten ent-
spreche, betrachten die Gleichgewichtsbefür-
worter als zweifelhaft. Nur defensive Bedro-
hungsabwehr, nicht aber Machtbehauptung
und Machtdurchsetzung auf Kosten anderer
fänden in diesem Weltbild Platz. Dementspre-
chend fehle jede Überlegung, inwieweit die
Existenz bestimmter Risiken mäßigend auf
das Verhalten einer Seite wirken könnte.
Ebenso bleibe unberücksichtigt, daß es Bedro-
hungsvorstellungen geben könne, die nicht
durch Militärpotentiale verursacht seien. Die-
ser Überlegung scheint gerade im Verhältnis
zur UdSSR große Wichtigkeit zuzukommen:

ie westlichen Staaten bilden wegen ihrer at-

traktiveren Herrschafts-, Wirtschafts- und So-
zialordnung für die Gesellschaften der sowjet-
kommunistischen Länder auch dann eine la-
tende Gefahr, wenn man die militärischen
Faktoren außer Betracht läßt. Die sowjeti-
schen Aussagen über die Rolle des Ideologi-
schen in der Politik und über ein umfassend
zu verstehendes Kräfteverhältnis werden als
Belege für die These zitiert. Des weiteren gilt
die Erfahrung der siebziger Jahre, als die mei-
sten NATO-Staaten, vor allem die USA, den
Verteidigungsaufwand senkten, während die
UdSSR unbeirrt ca. 5 Prozent jährlich zulegte,
als schlagender Beweis dafür, daß ein Abge-
hen von eigenem Rüsten keineswegs zur
Nachahmung auf der anderen Seite führe.
Eher sei das Gegenteil der Fall: Wer dem
anderen durch Rüstungsverzicht die Möglich-
keit biete, mühe- und risikolos militärische
Überlegenheit zu gewinnen, schaffe einen be-
sonderen Anreiz zur Fortsetzung des Rü-
stens.

Eine allmähliche Dämpfung und schließliche
Beendigung der Rüstungsprozesse wird von
der demonstrierten eigenen Fähigkeit erwar-
tet, die militärische Rivalität mit der anderen
Seite auszuhalten und zu bestehen. Erst wenn
die sowjetische Führung erkenne, daß alle
ihre Rüstungsbemühungen gleichwertig erwi-
dert werden und daher niemals zu Vorteilen
für die UdSSR führen können, werde ihr das
Streben nach militärischer Überlegenheit
und sicherheitspolitischer Abkopplung in Eu-
ropa aussichtslos erscheinen. Dann könnten
die NATO-Staaten damit rechnen, daß die
wirtschaftlichen Knappheitsgesichtspunkte in
Moskau den Vorrang erhielten und demge-
mäß das Wettrüsten zum Abschluß komme.
Die Idee, daß die westliche Seite im geeigne-
ten Augenblick die UdSSR mit Abrüstungs-
vorgaben locken könnte, wird bei diesem
Konzept keineswegs ausgeschlossen. Aller-
dings erscheinen zwei Voraussetzungen er-
forderlich: Die andere Seite müsse zunächst
einmal vom Willen und der Fähigkeit des
Westens überzeugt sein, einen Rüstungswett-
lauf notfalls mitzumachen, und die westlichen
Abrüstungsvorgaben müßten sich darauf be-
schränken, symbolisch eine Bereitschaft zu
militärischer Mäßigung gegenüber der UdSSR
zu signalisieren, ohne wirkliche Sicherheits-
einbußen nach sich zu ziehen und damit so-



wjetische Hoffnungen auf einseitige westliche
Abrüstung zu nähren.
Die Veröffentlichungen, auf die sich die Ent-
kopplungsbefürworter berufen, erscheinen
den Vertretern der Gleichgewichtsphiloso-
phie in einem ganz anderen Licht. Wenn die
Dritte Welt zu einer Region besonderer poli-
tischer und militärischer Spannungen gewor-
den sei, so lasse sich dies nicht auf eine spe-
zielle Unfriedlichkeit der beiden Weltmächte
zurückführen. Vielmehr spiegele sich darin
die kriegsverhindernde Wirksamkeit des Ab-
schreckungssystems. Bei Ausbruch des
Kalten Krieges in der zweiten Hälfte der vier-
ziger Jahre sei der Ost-West-Konflikt eindeu-
tig das explosivste Spannungsfeld gewesen
und jedermann habe infolgedessen einen
Krieg in diesem Bereich für am wahrschein-
lichsten erachtet. Diese Einschätzung sei
auch insoweit richtig gewesen, als es auf dem
Schauplatz der unmittelbaren Ost-West-
Spannung, in Europa, mehrfach zu akuten Kri-
sen gekommen sei, die um Haaresbreite in
den Krieg hineingeführt hätten. Aber nur um
Haaresbreite. Wie sich beispielsweise an der
Berliner Blockade von 1948 bis 1949 zeigen
lasse, seien beide Seiten zwar bereit gewesen,
bis an den Rand des Krieges zu gehen, hätten
aber zugleich sorgfältig jede Möglichkeit aus-
geschlossen, daß der Krieg tatsächlich ausbre-
che. Dementsprechend sei es seither in allen
Teilen der Welt, nur nicht auf den Feldern
unmittelbarer Ost-West-Berührung, zu Krie-
gen gekommen. Die Logik der Mäßigung an
denjenigen Stellen, an denen sich die USA
und die UdSSR direkt gegenüberstehen, sei
durch die Modus-vivendi-Regelungen Anfang
der siebziger Jahre politisch bestätigt worden.
Beide Weltmächte legten größten Wert dar-
auf, Situationen potentieller Direktspannung
zwischen sich zu entschärfen.
Die kriegsverhütende Abschreckung, welche
die Befürworter des Rüstungsgleichgewichts
für den entscheidenden Friedensfaktor hal-
ten, setzt die Existenz nuklearstrategischer
Instrumentarien voraus. Nur weitreichende
Waffen mit unannehmbar großer Wirkung er-
scheinen zuverlässig und dauerhaft geeignet,
allen beteiligten Seiten den Eindruck zu ver-
mitteln, daß im Krieg alle Kosten-Nutzen-
bzw. Risiko-Chance-Kalküle nicht aufgehen
werden und daß daher der Krieg in jedem
Falle zu vermeiden ist. Die nuklearstrategi-
schen Arsenale sind insbesondere geeignet,
die kriegsentscheidenden Weltmächte in den
Holocaust der Vernichtung miteinzubezie-
hen, den ein mit ihrem Willen zustande kom-

mender Ost-West-Konflikt nach sich ziehen
würde. Aus diesen Gründen wäre es nach An-
sicht der Gleichgewichtsbefürworter für den
Frieden gefährlich, wenn man die Kernwaffen
aus Europa verbannen wollte. Das Ergebnis
wäre, daß die zwar weniger zerstörerischen,
zur Vernichtung der europäischen Gesell-
schaften aber immer noch ausreichenden an-
deren Waffensystemen wieder anwendbar
würden.

Die von Dieter Senghaas aufgestellte und spä-
ter von anderen variierte These, daß Rüstung
Rüstungsdynamik bedeute und zu wachsen-
der Verfeindung führe, stößt bei den Gleich-
gewichtsbefürwortern auf Einwände. Die Ent-
wicklung seit den sechziger Jahren, so heißt
es, zeige das genaue Gegenteil. Nachdem den
beiden Weltmächten in der Kuba-Krise die
Gefährlichkeit ihres politischen Konfronta-
tionsverhältnisses voll bewußt geworden sei,
hätten sie sich in wachsendem Maße um kri-
sen- und kriegsvorbeugende Konfliktent-
schärfung bemüht. Die Entspannung, die zu
Beginn der siebziger Jahre zur Entfaltung ge-
langt sei, lasse sich als direkte Konsequenz
des Bestrebens verstehen, den durch wechsel-
seitige Abschreckung geschaffenen Zustand
der Kriegsverhütung im Ost-West-Verhältnis
umfassend zu sichern. Diese Maxime gelte
auch heute noch; Reagan und Andropow
seien gemäß den im Vier-Mächte-Abkommen
getroffenen Regelungen nach wie vor an der
Ruhe in Berlin interessiert und seien in die-
sem Sinne Entspannungspolitiker.

Allerdings sei seit Mitte der siebziger Jahre
ein neuer Faktor in die Ost-West-Beziehun-
gen eingetreten. Die sowjetische Führung su-
che der Abschreckung zwischen beiden Welt-
mächten die Wirkung für den europäischen
Schauplatz zu nehmen. Der Kreml lasse den
Grundsatz der gleichen Sicherheit für die
USA und die UdSSR gelten, weil er wisse, daß
in der global-strategischen Beziehung zu den
Amerikanern keine militärische Überlegen-
heit zu gewinnen sei. Der Versuch, das
Gleichgewicht der Abschreckung auszuhe-
beln, werde daher auf Europa beschränkt, weil
da einer militärischen Überlegenheit der
UdSSR nur die sicherheitspolitische Kopp-
lung zwischen den USA und den westeuropäi-
schen Staaten im Wege stehe. Folgerichtig
gelte das sowjetische Bemühen dem Versuch,
eine Entkopplung zwischen Nordamerika und
Westeuropa — etwa durch Ausschaltung ei-
ner koppelnden euro-strategischen Kapazität
der USA — zu erreichen. In der Sicht der



Gleichgewichtsbefürworter ist es natürlich,
daß die sowjetische Attacke gegen ein we-
sentliches Element des Abschreckungssy-

stems notwendig auch die auf der Basis der
Abschreckung erreichte Entspannung in Mit-
leidenschaft zieht.

In der gegenwärtigen Diskussion geht es um
die Frage nach den konzeptionellen Grundla-
gen der Sicherheitspolitik. Plädoyers für Rü-
stungsgleichgewicht und Rüstungsabstinenz
stehen einander gegenüber. Was die eine
Seite unter dem Gesichtspunkt, daß der Ost-
West-Krieg in dem gegebenen Kontext politi-
scher und militärischer Rivalität verhindert
werden soll und verhindert werden kann, für
notwendig erklärt, sieht die andere Seite ge-
mäß der Prämisse einer unmittelbar drohen-
den Kriegsgefahr als unerträglich an: die Be-
reitstellung weiterer kriegsverwendungsfähi-
ger Mittel. Dahinter stehen zwei unterschied-
liche Vorstellungen über die primäre Bedro-
hung. Besteht die entscheidende Gefahr für
Westeuropa in einer von den militärischen
Vernichtungsmitteln ausgehenden Dynamik
oder in einer durch einseitige militärische
Schwäche bedingten Unfähigkeit zur Selbst-
behauptung gegenüber der UdSSR?
Die Befürworter des Rüstungsgleichgewichts
wenden an diesem Punkt normalerweise ein,
daß die beiden gegensätzlichen Ansichten
sich nicht wechselseitig ausschlössen. Der
Gedanke des Rüstungsgleichgewichts setze
— anders als der Gedanke der Rüstungs-
stärke — ein Ernstnehmen beider Gesichts-
punkte voraus. Der Sozialwissenschaftler Ro-
bert Jervis hat dargelegt, daß die Abschrek-
kungstheorie und ihr Gegenteil, die Auf-
schaukelungstheorie, nebeneinander beste-
hen können und müssen. Von dem Ausnah-
mefall abgesehen, daß man sich auf ein nur
antagonistisches Verhältnis einzustellen
habe, sei es sinnvoll, Herausforderungen mit

VIII. Fazit

einer Mischung von risikoschaffender Macht
und chancenbietender Kooperationsbereit-
schaft zu beantworten23).
Politische Praktiker haben es immer wieder
für notwendig gehalten, die Gefahren sowohl
eines ungebremsten Rüstens als auch eines
Verlustes an Selbstbehauptungsfähigkeit zu
meistern. Helmut Schmidt hat es zur Pflicht
des Staatsmannes erklärt, sein Land und des-
sen Bewohner „vor einer Lage zu bewahren, in
der man nur noch zu wählen hätte zwischen
,rof oder ,tot', will heißen zwischen Unterwer-
fung oder Verteidigung". Wenn man dies er-
reichen wolle, dürfe man die geschichtliche
Erfahrung mit den Imperialismen eines Hitler
oder eines Stalin nicht beiseite lassen. Man
habe daher für ein Gegengewicht zu bedro-
hender Macht zu sorgen. Zugleich aber müsse
man „die Interessen des anderen verstehen,
mit ihm Zusammenarbeiten und sich mit ihm
auf dem Wege des Kompromisses ... verstän-
digen"24). In gleichem Sinne hat sein Nachfol-
ger, Helmut Kohl, für eine verantwortungs-
ethisch motivierte Gleichgewichtspolitik plä-
diert, welche die Bereitschaft zur Gegenrü-
stung und Selbstbeschränkung gleichermaßen
in sich schließe25).



Ernst-Otto Czempiel

Risikofreie Induktion als Friedensstrategie

Anmerkungen zu Daniel Frei, Friedenssicherung durch
Gewaltverzicht?, in: B 15-16/83

Daniel Frei hat in seinem wichtigen und in-
teressanten Aufsatz ein Problem zur Diskus-
sion gestellt, das selten Aufmerksamkeit fin-
det: die Strategie des Friedens. Frei hat sich
insbesondere mit drei Konzepten beschäftigt:
der einseitigen Abrüstung, der sozialen Ver-
teidigung und dem Gradualismus. Er hat eine
beachtliche Menge von Kriterien entfaltet,
die Daten dazu bereitgestellt und mit beidem
die drei Strategien evaluiert. Sie bestätigen —
teils überraschend, teils erwartet —, daß die
einseitige Abrüstung dysfunktional und die
Soziale Verteidigung, wenn überhaupt, eine
innenpolitisch brauchbare Strategie ist. Die
Strategie des Gradualismus hingegen „erweist
sich... in knapp der Hälfte aller Fälle als
wirksam“ (S. 22). Der Gradualismus zeigt sich
damit als die einzige existierende Strategie,
mit der sich Erfolge in der Friedenssicherung
erzielen lassen. Allerdings liegt, wie Frei fest-
gestellt hat, die Erfolgsrate unter 50 %. Dazu
würde ich gerne eine Anmerkung beisteu-
ern.
Die Hoffnungen der Gradualisten auf „einen
durch eine inhärente Dynamik angetriebenen
und sich gewissermaßen selbsterhaltenden
Prozeß der Entspannung" wurden wie Frei,no-
tiert, dementsprechend teilweise enttäuscht.
Freundlichkeit hat sich nicht als der Selbst-
läufer erwiesen, der auf der Gegenseite auto-
matisch Freundlichkeit erzeugt. Das Ergebnis
ist sicher richtig, hängt aber doch von zwei
nicht näher explizierten Voraussetzungen ab.
Erstens ist offensichtlich unter Gradualismus
eine Politik der freundlichen Offerten ver-
standen worden, des einseitigen Anspielens
von Kooperation im Sinne einer einseitigen
Vorleistung. Zweitens wird Konflikt als eine
monokausal verursachte und dementspre-
chend homogen strukturierte Erscheinung
verstanden, die auf eine Strategie reagiert
oder nicht reagiert. Beide Voraussetzungen
sind jedoch nicht zwingend. Der Gradualis-
mus ist noch nicht die durchgearbeitete und
ausgefeilte Strategie, die er zu sein verdient.
Es fehlt gerade hier an systematischer Erörte-
rung. Das gleiche gilt für den Kohfliktbegriff.

Frei stützt sich bei seiner Darstellung des
Gradualismus auf Osgood und, vor allem, Et-
zioni, die, als Väter der Strategie, sie als eine
Politik der kleinen Schritte des Entgegen-
kommens konzipiert haben. Die Chance einer
solchen Strategie ist besonders groß im atmo-
sphärischen Bereich, dort wo es nicht um die
eigentliche Konfliktspannung, sondern um
aufgesetzte, sozusagen um zusätzliche Span-
nungen geht. Sie verbessert das Klima, er-
zeugt einen „Geist von Camp David". Ob sie
die Konfliktsubstanz verändert, etwa Aufrü-
stung vermindern kann, steht auf einem ganz
anderen Blatt. Konfliktverhalten und, insbe-
sondere, Aufrüstung werden von einer Dyna-
mik angetrieben, die aus dem Wettbewerb
stammt. Er diktiert die Notwendigkeit, stär-
ker zu sein und mehr zu gewinnen als der
Gegner. Das Ziel der Sicherheit, das hierbei
meistens aktiviert wird, ist außerordentlich
sensibel und nur durch Maximalleistungen
zufriedenzustellen. Auch verändern Konflikte
den Aufbau der Entscheidungsprozesse, be-
rühren die Verteilung von Macht und Einfluß
in einer Gesellschaft. Hält der Konflikt über
längere Zeit an, entsteht daraus eine Struktur,
die sich durch freundliche Gesten nicht ohne
weiteres beeinflussen oder gar abbauen läßt
In der Spieltheorie, von der auch der Gradua-
lismus lebt, sind die Konsequenzen daraus
sehr viel deutlicher gezogen worden. Eine er-
folgversprechende Strategie stellt sich hier
dar als eine Kombination von Offerte und
Sanktion, von Vorteilsangebot und Bestra-
fung. In der Verbindung dieser beiden Ele- j
mente entsteht eigentlich erst der Induk-
tionscharakter der Strategie. Warum?
Bleiben wir auf dem Gebiet von Rüstung und j
Rüstungskontrolle. Rüstung wird angetrieben
durch das Ziel der Sicherheitsgewährleistung
mittels Vorteilserringung. Deswegen folgt auf
jede — auch schon die antizipierte — Aktion
des Gegners die eigene Reaktion. Wer diese
Dynamik unterbrechen will, darf sie nicht
vernachlässigen. Er muß dem Gegner vermit-
teln, daß er durch Abrüstung bzw. Rüstungs-
minderung den angestrebten Vorteil besser



realisieren kann als durch Aufrüstung. Dazu
muß eine Offerte unterbreitet werden, die, ri-
sikofrei für den Anbieter, den Gegner bewußt
besser stellt als zuvor, ihm einen Rüstungs-
vorteil einräumt. Was der Gegner bisher
durch Aufrüstung zu erlangen suchte, wird
ihm hier angeboten, wenn er seine Rüstung
mindert. Dieser Anreiz ist sicherlich ziemlich
groß, reicht aber nicht aus. Denn der Gegner
könnte noch immer versucht sein, seinen Si-
cherheitsvorteil auf dem Wege der Aufrü-
stung anzustreben und die Offerte zu ver-
nachlässigen. Dieser Ausweg muß ihm ver-
stellt werden durch die Sanktionsandrohung
einer eigenen Aufrüstung, die den Gegner,
falls er die Offerte nicht annimmt, schlechter
stellen wird, als er sich zur Zeit des Angebo-
tes befand. Erst diese Hinzufügung einer
Sanktionsdrohung erzeugt einen Antrieb zur
Rüstungsminderung, der der Dynamik der
Aufrüstung vergleichbar ist. Sie wirkt ja, weil
nur die Aufrüstung die Anforderung nach Si-
cherheit zu erfüllen vermag; einen anderen
Ausweg gibt es nicht. Deswegen muß die An-
drohung einer Bestrafung den Aufrüstungs-
ausweg verbauen. Nur dann bleibt Rüstungs-
verminderung, Abrüstung als reale Möglich-
keit offen, einen Vorteil gegenüber dem An-
bieter zu erlangen. Die einzige Möglichkeit,
die Anforderung nach Sicherheit zu erfüllen,
führt dann in die Rüstungsminderung.
Der Sanktionsteil gehört als elementar in
eine Strategie der risikofreien Induktion hin-
ein. Deren Kern liegt nach wie vor in der
Offerte, in der im eigenen Verhalten ausge-
drückten Einladung an den Gegner, sich auf
die Konfliktminderung einzulassen. Erst die
Sanktionsdrohung für den Fall der Verweige-
rung aber stattet diese Strategie mit der Dy-
namik aus, die sie braucht, um die Tradition,
die Routine der .Standard Operation procedu-
res' zu durchbrechen.
In diesem Sinne müßte der Gradualismus als
Strategie der Risikofreien Induktion ergänzt
und präzisiert werden. Erst dann wird er er-
folgreich zur Friedenssicherung eingesetzt
werden können, weil er die Antriebselemente
der klassischen Eskalationsstrategien eben-
falls aufweist, sie aber in ihrer Richtung um-
kehrt.
Der Erfolg hängt freilich davon ab, daß es
gelingt, auch die zweite implizite Vorausset-
zung des Gradualismus in ihrer bisherigen
Form aufzulösen. Konflikte enthalten Posi-
tionsdifferenzen, die auf beiden Seiten mehr-
fach geschichtet sein können. Im Ost-West-
Konflikt, beispielsweise, haben wir es mit ei-

nem originären Konflikt zwischen zwei anta-
gonistischen Gesellschaftsordnungen zu tun,
ferner mit einem daraus folgenden sekundä-
ren Konflikt um die Machtanteile von Libera-
lismus und Kommunismus in der Welt, mit
einem abgeleiteten Rüstungskonflikt, der mit
dem originären Konflikt so gut wie nichts zu
tun hat, und schließlich mit dem aus dem
Sicherheitsdilemma resultierenden, auf Ver-
teidigung gerichteten Konflikt, der ein be-
trächtliches Maß an Rüstung impliziert. Risi-
kofreie Induktion als Strategie wird den origi-
nären Konflikt kaum beeinflussen, höchstens
darauf hinwirken können, daß sein Austrag
immer wieder auf die Felder von Politik und
Wirtschaft verwiesen wird. Dies gilt auch für
den sekundären Konflikt um die Machtvertei-
lung zwischen Kommunismus und Liberalis-
mus. Der aus dem Sicherheitsdilemma stam-
mende Rüstungsteil aber steht einer risiko-
freien Induktion offen, wenn auch nur be-
grenzt. Dieser Konflikt entstammt im wesent-
lichen der Struktur des internationalen Sy-
stems, die sich strategisch wohl abschwächen,
aber nicht aufheben läßt. Am ehesten eignet
sich der abgeleitete Konflikt der Rüstungsdy-
namik für eine solche Strategie. Das mindert
nicht ihren Wert, besonders nicht im Ost-
West-Konflikt, in dem der abgeleitete Kon-
flikt der Rüstungsdynamik einen überpropor-
tionalen und hochgefährlichen Wert ange-
nommen hat. Es macht aber klarer, was die
Strategie zu leisten vermag und was nicht.

Es macht auch deutlicher, auf welche Teil-
ziele die risikofreie Induktion gerichtet sein
muß. Um sie zu erläutern, muß die Sprache
genauer werden. Der Ost-West-Konflikt setzt
sich dann zusammen aus den Beziehungen,
die zwischen den politischen Systemen, zwi-
schen den gesellschaftlichen Umfeldern, zwi-
schen politischen Systemen und den gesell-
schaftlichen Umfeldern der Umwelt verlau-
fen, sowie vor allem auch aus den auf diese
Beziehungen gerichteten Anforderungs-Um-
wandlungsbeziehungen zwischen den jeweili-
gen politischen Systemen und ihren gesell-
schaftlichen Umfeldern. Gerade diese letzte-
ren Beziehungen müßten von einer Strategie
der risikofreien Induktion erfaßt werden,
wenn sie wirksam werden soll. Sie produzie-
ren beträchtliche Antriebe der Rüstungsdyna-
mik. Aufrüstung fordert bestimmte Produkti-
onszweige, bestimmte Eliten, befriedigt Nach-
fragen nach Einfluß und Macht. Sie stammen
nicht nur aus dem Militär und den einschlägi-
gen Bereichen der Wirtschaft, die hier als
Stellvertreter für alle interessierten Gruppen



genannt werden. Um wirksam werden zu kön-
nen, muß die Strategie der risikofreien Induk-
tion andere Gruppen und Nachfragen im ge-
sellschaftlichen Umfeld des gegnerischen po-
litischen Systems entdecken und befördern.
Dies können in der Regel nur Anforderungen
sein, die sich im wirtschaftlichen Bereich auf
mehr produktive Investitionen und mehr pri-
vaten Konsum richten, im politischen Bereich
auf Pluralismus, Demokratie und Partizipa-
tion. Es kann sich natürlich nicht darum han-
deln, diese Gruppen interventionistisch von
außen anzusprechen und zu aktivieren. Viel-
mehr geht es ausschließlich darum einzuse-
hen, daß die Veränderung der internationalen
Umwelt, die die Politik der risikofreien In-
duktion anstrebt, wegen der engen Verklam-
merung mit dem gesellschaftlichen Umfeld
dort notwendig auch Folgen hinterläßt. Sie
müssen mitbedacht und antizipatorisch in der

Anlage der gradualistischen Strategie reflek-
tiert werden.
Löst man in dieser Weise die beiden Voraus-
setzungen, die in Freis Analyse der Ergeb-
nisse des Gradualismus eingegangen sind,
auf, so lassen sich die zukünftigen Erfolgs-
chancen einer Strategie der risikofreien In-
duktion mit Sicherheit höher veranschlagen
als die des bisher geprüften Gradualismus.
Freilich gibt es diese neue Strategie noch
nicht, sie konnte — und kann — daher nicht
in der Vergangenheit überprüft werden. Sie
kann nur in Gegenwart und Zukunft entwik-
kelt und angewendet werden. Angesichts des
sich beschleunigenden Rüstungswettlaufs
und der daraus resultierenden Gefahren ist
dies eine höchst aktuelle Aufgabe. Daniel
Frei kommt das Verdienst zu, dies allen Poli-
tikern und Politologen deutlich vor Augen ge-
stellt zu haben.



Eckardt Opitz: Die sicherheitspolitische Diskussion in den politischen Par-
teien 1949—1955
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35/83, S. 3—18

Bei allen politischen Parteien hat die Frage der Wiederbewaffnung eine zentrale Rolle
gespielt. Auch im Lager der Regierungsparteien hat es Ansätze zur Kritik am Kurs der
Adenauerschen Sicherheitspolitik gegeben.
In der CDU waren es Politiker wie Jakob Kaiser, die mit der Forderung, die Wiederverei-
nigung müsse unbedingten Vorrang vor jeder anderen außenpolitischen Orientierung
haben, eine alternative Haltung dokumentierten. Da sie aber darauf verzichteten, eine
innerparteiliche Opposition zu begründen, blieb ihr Einfluß gering. Auch Gustav Heine-
manns Entscheidung, das Bundeskabinett zu verlassen und sich damit von Inhalt und Stil
der Außen- und Sicherheitspolitik des Bundeskanzlers zu distanzieren, hatte in der CDU/
CSU keine Sogwirkung, da sich der evangelische Arbeitskreis von den Ansichten Heine-
manns, Niemöllers u. a. nachhaltig abgrenzte und beschloß, den Regierungskurs zu unter-
stützen. Ansätze zum Widerspruch, die aus der Jungen Union kamen, konnten durch Ein-
wirken der Parteiführung ebenfalls zurückgedrängt werden. Adenauers Autorität war in
Fragen der Außen- und Sicherheitspolitik nach 1952 unbestritten. Der Partei kam nur
noch die Aufgabe zu, den Regierungskurs in der Öffentlichkeit zu propagieren.
Die FDP konzentrierte sich von Anfang an auf strukturelle und qualitative Probleme künf-
tiger deutscher Streitkräfte, nachdem sie zuvor nachhaltig für die moralische und soziale
Rehabilitierung ehemaliger Soldaten eingetreten war. Die Generallinie der Außenpolitik
des Bundeskanzlers wurde von den Liberalen vorbehaltlos mitgetragen.
Die uneingeschränkte Rehabilitierung der Wehrmachtssoldaten und die Betonung der.
nationalen Komponente beim künftigen deutschen Kontingent im Rahmen der EVG war
das propagandistische Hauptziel der DP, die ansonsten weitgehend Abstinenz in außenpo-
litischer Hinsicht übte.
Die Haltung der SPD zur Wiederbewaffnung war durchweg ambivalent. Die Ablehnung
der Adenauerschen Westintegrations- und Wiederbewaffnungspolitik schwankte aller-
dings je nach taktischem Kalkül in ihrer Intensität Nur sehr zögernd konnte sich die
Partei- und Fraktionsführung dazu durchringen, an der Gestaltung der künftigen deut-
schen Streitkräfte mitzuwirken, nachdem die Aussichten, den Wehrbeitrag ganz zu ver-
hindern, um die Wiedervereinigung nicht zu gefährden, sich als wenig realistisch erwie-
sen. Die vor allem von Fritz Erler verfolgte Neuorientierung (Formel: „für den Fall, daß..:)
wurde vom Sozialistischen Deutschen Studentenbund nachhaltig unterstützt.

Gerhard Wettig: Die aktuelle sicherheitspolitische Diskussion
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35/83, S. 19—35

Die aktuelle breite sicherheitspolitische Diskussion in der Öffentlichkeit rührt wesentlich
daher, daß der Friede zwischen Ost und West für viele inzwischen gefährdet erscheint.
Die Ansichten darüber, worauf dies zurückzuführen ist und welche Abhilfe geschaffen
werden könnte, weichen jedoch stark voneinander ab und sind häufig sogar gegensätz-
lich.
Dargestellt werden die drei grundlegenden Sicherheitsphilosophien, die sich mit den The-
sen „Sicherheit durch Rüstungsstärke“, „Sicherheit durch Rüstungsgleichgewicht" und „Si-
cherheit durch Rüstungsabstinenz“ umreißen lassen. Wesentliche Probleme, die aus der
Sicht dieser drei Denkschulen analysiert werden, sind die Frage des Rüstungsgleichge-
wichts im Sinne einer militärischen Parität, das Gleichgewicht als Ausgewogenheit mili-
tärischer Optionen sowie die regionale militärische Ausgewogenheit. Ausführlich werden
die Positionen der Kritiker des westlichen Abschreckungssystems in Einzelfragen (z. B.
Bewertung einzelner Waffensysteme) sowie zu Ansätzen zukünftiger Rüstungskontrolle
dargelegt.

Ernst-Otto Czempiel: Risikofreie Induktion als Friedensstrategie. Anmer-
kungen zu Daniel Frei, Friedenssicherung durch Gewaltverzicht?, in:
B 15—16/83
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35/83, S. 36—38
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